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Vorwort 

Die Richtlinien für den Politischen 
Unterricht, die im April 1973 vorgelegt 
wurden, erscheinen hiermit in einer 
zweiten Auflage, die die bisherige Erst-
auflage ablöst. Hierbei handelt es sich 
noch nicht um die angekündigte Über-
arbeitung auf Grund der Erfahrungs-
berichte aus der Schulpraxis. 

Diese zweite Auflage unter dem Titel 
„Richtlinien für den Politik-Unterricht" 
unterscheidet sich von der Auflage des 
Jahres 1973 in folgender Hinsicht: 

1. Der Themenkatalog wurde ergänzt; 
er erfaßt nunmehr sämtliche Klassen 
der Sekundarstufe 1 und - in skizzen-
hafter Form - auch die Klassen der 
Sekundarstufe II. 

2. Eine Reihe von didaktischen Ver-
besserungen wurde vorgenommen. 

3 . Es wurde versucht, die Allgemein-
verständlichkeit der Richtlinien zu er-
höhen, um dem breiten öffentlichen 
Interesse entgegenzukommen, das die 
Richtlinien gefunden haben. Angesichts 
der Spezialisierung der Fachsprache 
war es jedoch nur begrenzt möglich, 
Fachausdrücke zu vermeiden. 

4. Es wurde eine Reihe mißverständ-
licher oder der Fehldeutung ausgesetz-
ter Stellen klar formuliert. In diesem 
Zusammenhang wurden auch der Ab-
schnitt 1.4 und einige andere Passagen 
neu aufgenommen, die dem Fachlehrer 
selbstverständlich erscheinen mögen, 
aber der breiten öffentlichen Diskus-
sion und dem Bedürfnis einer sehr 
differenzierten Leserschaft entgegen-
kommen. 

Die vorliegenden Richtl inien sollen 
die Basis sein für eine Intensivierung 
und Vereinheitlichung der Politischen 
Bildung. 

Für dieses Bemühen ist die Herab-
setzung der Wahlmündigkeit auf 18 
Jahre ein erheblicher, doch nicht der 
entscheidende Grund. 

Bereits das zunehmende politische 
Interesse sowie der starke Drang nach 
politischer Beteiligung bei einem Teil 
der Jugend machen es notwendig, daß 
die Schule den Jugendlichen verstärkte 
Gelegenheit zum politischen Lernen 
gibt. Vor allem aber muß bei dem an-
deren - wahrscheinlich größeren - Teil 

der Jugend, der nach wie vor wenig 
für die Gestaltung von Gesellschaft 
und Staat aufgeschlossen ist, das In-
teresse an den wachsenden Möglich-
keiten und die Einsicht für die Notwen-
digkeit zu politischer Beteiligung in 
unserer Gesellschaft geweckt werden. 
Hier wird es darauf ankommen, den 
Zusammenhang zwischen privater Exi-
stenz und öffentlicher Einflußnahme 
sichtbar zu machen. 

Ein Unterricht, der politisches Ver-
halten zum Ziel hat, fördert die Ent-
wicklung des politisch mündigen Bür-
gers, der seine Freiheitschance wahr-
nehmen, Steuerungsprozesse durch-
schauen und Steuerungsmittel hand-
haben kann; eines Bürgers, wie ihn das 
Grundgesetz zu seiner Verwirklichung 
braucht. Ein solcher Unterricht begeg-
net den stets latenten und für eine 
Demokratie gleich großen Gefahren 
der Radikalisierung und Entpolitisie-
rung. 

Die Verwendbarkeit dieser Richt-
linien für den Politik-Unterricht ist im 
Gegensatz zu bisher üblichen Richt-
linien weder auf bestimmte Schulfor-
men noch auf Schulstufen beschränkt. 
Sie sind bislang in den 9. und 10. Klas-
sen der Sekundarstufe 1 eingeführt. Die 
Einführung in den 5. Klassen erfolgt 
zum Beginn des Schuljahres 75/76; in 
den drei folgenden Schuljahren werden 
auch die 6., 7. und 8. Klassen erfaßt. 

Die Richtlinien sind auf lernzielorien-
tierten Unterricht angelegt. Dies um-
faßt jedoch, daß auch das notwendige 
Grundwissen gesichert sein muß. 

Ein allgemein verpflichtender The-
menkanon wird nicht vorgeschrieben, 
vielmehr können Unterrichtseinheiten 
(Lernsequenzen) nach didaktischen 
Bedürfnissen ausgewählt werden. In 
der Gesamtplanung müssen jedoch 
alle Qualifikationen berücksichtigt 
werden. 

Die Qualifikationen, welche die poli -
tischen Ziele des Unterrichts beschrei -
ben, sind in einem curricularen Ver-
fahren auf der Grundlage unserer Ver-
fassung entwickelt worden und sind 
in diesem Sinne zu interpretieren. 

In den Zusammenhang der Richt-
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linien gehört themenbezogenes „Pla-
nungsmaterial für den Politik-Unter-
richt", also didaktische Unterlagen für 
den Unterrichtenden. Sie sind exem-
plarische Ausarbeitungen vor allem 
solcher Themen, die in der didaktischen 
Literatur bislang nur wenig oder gar 
nicht bearbeitet wurden. Zu diesen 
Ausarbeitungen gehört jeweils „Arbeits-
material", das gesondert erhältlich und 
für die Hand des Schülers bestimmt 
ist. Neben diesen Planungs- und Ar-
beitsmaterialien ist auch das übrige 
Angebot an Materialien zu verwenden, 
sofern es den Zielsetzungen der Richt-
linien gerecht wird. Dazu gehören Unter-
richtsreihen, Schulbücher, Veröffent-
lichungen der Bundes- und Landes-
zentrale für politische Bildung u. ä. 

Das Curriculum . Politik" trägt - wie 
jedes andere Curriculum - das Element 
der Revision unabdingbar in sich; es ist 
hier systemnotwendig und nicht mehr 
nur Zugeständnis der Theorie an die 
Praxis. Ich hoffe und erwarte daher, 
daß die Erprobung dieser Richtlinien 
unter dem Gesichtspunkt der Revision 
auch Beiträge liefern wird zur Klärung 
einer Reihe von Fragen, die sich aus 
der Arbeit in diesem neuen Verfahren 
ergeben haben. Dazu rechne ich etwa 
folgende: 
- ob die angewendete curriculare Kon-

zeption praktikabel erscheint, 
- ob und inwieweit sich „Verhalten" 

dem Zugriff operationalisierter Lern-
ziele offen zeigt oder entzieht, 

- ob das strengere und geschlossenere 
System der Zuordnung von Lernzielen 
zu Qualifikationen mehr als Stütze 
oder mehr als Einengung der Unter-
richtsplanung und der pädagogischen 
Freiheit erfahren wird, 

- ob es möglich ist, die Hinführung zum 
Verständnis der politischen und ge-
sellschaftlichen Realität mittels der 
vorliegenden Qualifikationen und 
Lernziele zu leisten. 
Zu dieser Erprobung erbitte ich die 

Mitarbeit der Lehrer und Fachleiter, 
der Schulen und Seminare. Außerdem 
bin ich dankbar für Beiträge aus der 
interessierten Öffentlichkeit, insbeson-
dere aus Kreisen der Wissenschaft. In 
diesem Zusammenhang verweise ich 
erneut auf die in den Einführungser-
lassen festgestellte Vorläufigkeit der 
Richtlinien. 

Schließlich sei betont: Zielsetzung 
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und Funktion der Richtlinien sind nur 
dann ganz zu erschließen, wenn sie 
als Teil des umfassenden Werkes von 
Bildungsplänen, Richtlinien und Lehr-
plänen verstanden werden, durch die 
Erziehung und Unterricht aller Stufen 
des nordrhein-westfälischen Schul-
systems - von der Vorklasse bis zur 
Sekundarstufe II - geordnet sind. Diese 
Pläne und Richtlinien sind an verfas-
sungsrechtlich vorgegebenen Erzie-
hungszielen orientiert, denen in fach-
und jahrgangsspezifischer Weise ent-
sprochen wird. 

So ist für den Politik-Unterricht der 
Sekundarstufe aus den Freiheitsrech-
ten des Grundgesetzes ein kritisch-
emanzipatorisches Verhalten als leiten-
des Prinzip abgeleitet und besonders 
betont worden. Auch in anderen Fä-
chern und Lernbereichen ist in unter-
schiedl icher Gewichtung für die Jahr-
gänge diese Zielsetzung von Erziehung 
und Unterricht aufzunehmen und zu 
ergänzen. Dabei wird als besonders 
bedeutsam anzusehen sein: 
- die geschichtliche Bedingtheit indi-

viduellen und sozialen Lebens, 
- die Bedeutung der unterschiedlichen 

ökonomischen Spielräume für indi-
viduelle Ansprüche und soziale Ver-
antwortung, 

- die positive Einschätzung der Schüler-
umwelt als Bedingung der Persönlich-
keitsentfaltung, 

- der Sinn für freiheitsschützende In-
stitutionen, 

- das Erlernen sozialen und wertein-
sichtigen Verhaltens, 

- die allgemein zustimmungsfähigen 
Richtwerte einer demokratisch ver-
faßten Gesellschaft. 
In einem Spektrum von Erziehungs-

zielen, die der individuellen Freiheit 
ebenso verpflichtet sind wie dem Ge-
meinwohl, werden die Lernziele der 
Richtlinien für den Politik-Unterricht 
eine wichtige Funktion erfüllen. 

Oktober 1974 

(Jürgen Girgensohn) 

Kultusminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
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Einleitung 

Die Richtlinien für den Politik-Unter-
richt sind im Unterschied zu älteren 
Lehrplänen lernzielorientiert. In ihrem 
Mittelpunkt steht ein Katalog von Qua-
lifikationen und Lernzielen. Der Gel-
tungsbereich dieses Katalogs bezieht 
sich auf Politischen Unterricht allge-
mein; er kann seiner Möglichkeit nach 
schulformübergreifend für alle Jahr-
gangsstufen bis zur Erwachsenenbil-
dung als Ausgangsbasis benutzt wer-
den. Der Lernzielkatalog allein erlaubt 
noch keine Rückschlüsse auf den kon-
kreten Unterricht und auf die Zahl der 
tatsächlich für die jeweilige Unterrichts-
planung verwendeten Lernziele. Über 
den Unterrichtsprozeß geben weniger 
die Richtlinien, als die parallel veröffent-
lichten Planungs- und Arbeitsmateria-
lien für den Politik-Unterricht Auskunft, 
die als Angebot zu verstehen sind. Die 
wichtigste Funktion des Lernzielkata-
logs mit seiner Stufung nach Abstrak-
tionsgraden ist es, den Zusammenhang 
zwischen den Richtwerten, d. h. den 
Qualifikationen, und den präzisierten 
Lernzielen der Unterrichtspraxis her-
zustellen, um es dem Lehrer zu ermög-
lichen, seinen Unterricht an diesen 
Richtwerten zu orientieren. 

Lernziele sind nicht schon tatsäch-
lich erreichte Lernergebnisse. Das Vor-
handensein des Lernzielkatalogs heißt 
nicht, daß alle aufgeführten Lernziele 
im Unterricht auch erreicht werden 
könnten. Dies hängt von vielen Einzel-
bedingungen ab, besonders von der 
begrenzten Stundenzahl, die dem Poli-
tik-Unterricht zur Verfügung steht. An-
gesichts dieser bescheidenen Möglich-
keiten wird man bei der Lektüre des 
umfangreichen Lernzielkatalogs auch 
nicht dem Fehlschluß unterliegen, als 
sei als Ergebnis dieses Unterrichts der 
total informierte, total kritische und 
total aktive Staatsbürger erreichbar, als 
gingen die Richtlinien von einer allzu 
optimistischen Einschätzung der Schü-
lerleistungsfähigkeit aus. Allerdings 
sind die Richtlinien sehr wohl darauf 
abgestellt, die geringe zur Verfügung 
stehende Unterrichtszeit möglichst gut 
auszunutzen und dem Lehrer zugleich 
ein freieres didaktisches Arbeiten zu 
ermöglichen. Aus diesem Grund wird 

ein breites Lernzielangebot vorgelegt, 
das viele Auswahlmöglichkeiten bietet. 

Der Lernzielkatalog verzichtet auf 
eine Einteilung in kognitives (Sach-
kenntnisse, Wissen, Denken, intellek-
tuelle Fertigkeiten), affektives (Ein-
stellungen, Gefühle, Bereitschaften, 
Werthaltungen) und psychomotori-
sches Verhalten (motorische Fähig-
keiten, Handfertigkeit), da eine solche 
Trennung den Lernprozessen der 
Schüler und der Unterrichtswirklichkeit 
nicht entspricht. 

Der Verhaltensbegriff darf nicht, wie 
es zuweilen geschieht, in einem nur 
aktivistischen Sinn verstanden werden . 
Natürlich ist damit auch kein Verzicht 
auf konkrete Kenntnisse gemeint. Ein 
solches Mißverständnis kann entste-
hen, wenn man im Lernzielkatalog nach 
Angaben über das notwendige Sach-
wissen der Schüler sucht. Es ist eine 
Selbstverständlichkeit, daß die über-
wiegende Zahl aller Lernziele nur an 
Inhalten erreicht werden kann. Hin-
weise auf bestimmte Lerninhalte finden 
sich - in kurzen Stichworten - im The-
menkatalog und - ausführlicher - in 
den einzelnen Planungs- und Arbeits-
materialien für den Politik-Unterricht. 
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1. Ortsbestimmung des Politik-Unterrichts 

1.1 Das Verhältnis des Politik-
Unterrichts zu den Fachwissen-
schaften und zu den Nachbar-
fächern 

Politik-Unterricht hat seine Vorläufer 
in der Bürgerkunde, der Sozialkunde 
und ähnlich bezeichneten Fächern, 
ohne mit ihnen identisch zu sein. Er 
will die Entwicklung in diesen Fächern, 
die über die Vermittlung von Orientie-
rungsdaten hinausführten, entschie-
den verstärken, indem er die Befähi-
gung zur Teilnahme an der Politik in den 
Vordergrund stellt. 

Im Gegensatz zu den meisten ande-
ren Schulfächern ist es im Bereich des 
Politik-Unterrichts nicht möglich, sich 
auf ein einzelnes wissenschaftliches 
Fach zu berufen. Der Politik-Unterricht 
muß zu seiner Grundlegung auf mehrere 
wissenschaftliche Disziplinen zurück-
greifen. Dazu gehören u. a. Politik-
wissenschaft, Soziologie, Ökonomie, 
Geschichte, Wirtschafts- und Sozial-
geographie, Pädagogik, Sozialpsycho-
logie, Rechtswissenschaft und Philo-
sophie einschließlich Wissenschafts-
theorie. 

Angesichts der in den Wissenschaf-
ten notwendig gewordenen Trennung 
des Zusammengehörigen ist es wichtig, 
sich bewußt zu machen, daß die Gren-
zen dieser Sachgebiete keine Wirklich-
keitsgrenzen sind. Dementsprechend 
muß der Politik-Unterricht von der en-
gen Verzahnung des politischen, ge-
sellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Lebens ausgehen. Ein bloßes Neben-
einander von Politik, Gesellschaft und 
Wirtschaft wäre unangemessen, da es 
gerade darum geht, die Wechselwir-
kungen sichtbar zu machen. Ein öko-
nomisches Thema zum Beispiel kann 
deshalb nicht ohne seine gesellschaft-
lichen und politischen Bezüge behan-
delt werden. 

Das Verhältnis des Politik-Unterrichts 
zu den Nachbarfächern ist ähnlich dem 
der Fachdisziplinen zueinander. 

Politik hat immer auch eine histo-
rische Dimension. Deshalb wäre ein 
Pol itik-Unterricht ohne historisches 
Verständnis der politisch-gesellschaft-
lichen Probleme nicht denkbar. Jedoch 
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ist er nicht mit dem Geschichtsunter-
richt gleichzusetzen; er kann ihn auch 
nicht ersetzen. Innerhalb des Lernbe-
reichs Gesellschaftslehre ist der Politik-
Unterricht wie Geschichte und Erdkun-
de nur ein Teilgebiet. 

Im Politik-Unterricht sollen bevorzugt 
Fragen behandelt werden, die ein 
methodisch kontrolliertes Mit- und Vor-
ausdenken ermöglichen, da es dem 
Unterricht um die interessiert beobach-
tende und aktiv handelnde Teilnahme 
am politischen, sozialen und wirtschaft-
lichen Geschehen in unserer Gesell-
schaft geht. Ausgangspunkt des Politik-
Unterrichts ist die Erfahrung der politi-
schen, sozialen und wirtschaftlichen 
Realität. Während es dem Politik-Unter-
richt darauf ankommt, die Teilnahme 
der Heranwachsenden an der Realität 
der Gesellschaft und ihren Problemen 
und Aufgaben („Dimension der Auf-
gabe") zu ermöglichen, kann der Ge-
schichtsunterricht die Folgen und die 
Tragweite von Entscheidungen und Er-
eignissen der Vergangenheit unter-
suchen. 

Politik-Unterricht und Geschichts-
unterricht schließen sich deshalb nicht 
aus, sondern ergänzen einander. Der 
Politik-Unterricht wirft viele neue Fra-
gen auf, die im Geschichtsunterricht zu 
klären sind. Umgekehrt erhält der Poli-
tik-Unterricht wichtige Impulse aus 
dem Geschichtsunterricht, vor allem 
durch Erhellen der historischen Dimen-
sion aktueller Zustände und Vorgänge. 
So erhalten beide eine zusätzliche di-
daktische Dimension. Die Verbindung 
beider Bereiche wird dadurch unter-
stützt, daß die Historie in Schule wie 
Hochschule immer mehr sozialwissen-
schaftliche Elemente aufgenommen 
hat. 

Politik-Unterricht und Geschichts-
unterricht sollen nicht ineinander inte-
griert, wohl aber stark aufeinander be-
zogen sein. Ähnlich starke Querver-
bindungen bestehen zur Geographie, 
wo ohnehin -wie im Politik-Unterricht-
die gegenwarts- und zukunftsbezogene 
Sichtweise dominiert. 

Die Grenzen zwischen den Fächern 
Politik, Geschichte und Erdkunde sind 
ebenfalls keine Grenzen der Wirklich-
keit. Es muß also ein Unterricht ange-
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strebt werden, der diese Grenzen stets 
überschreitet, wenn es von der Sache 
her geboten ist. 

1.2 Zur Bewußtseinslage der 
Schüler 

Die Situation der Jugend läßt sich 
mit zwei auf den ersten Blick wider-
sprüchlich erscheinenden Strömungen 
beschreiben: mit der Tendenz zu einer 
immer früheren und stärkeren Einbe-
ziehung in die Erwachsenenwelt und 
mit der Tendenz zur Entwicklung ju-
gendlicher Subkulturen. Insgesamt 
läßt sich sagen, daß die Gesellschaft 
der Jugend kaum noch einen Schon-
raum gewährt. Die Medien überspringen 
wirksam und uneingeschränkt die 
Grenzen der jugendlichen Erfahrung . 
Der Freizeitraum, die Mobilität und der 
wachsende Konsum auch der jüngeren 
Schüler führen dazu, daß sie eine im-
mer wichtigere Rolle für die Wirtschaft 
spielen und damit zum Ziel einer in-
tensiven Werbung werden. 

Viele Jugendliche nehmen wachsen-
de Produktivität, technischen Fort-
schritt, steigendes Einkommen und ver-
mehrten Konsum als selbstverständ-
lich hin, ohne sich die neuen Zwänge 
bewußt zu machen, die mit dieser Ent-
wicklung einhergehen. Neuerdings 
sind auch z. B. die Sorge um die be-
rufliche Zukunft, um das Bestehen vor 
den Anforderungen in dieser Gesell-
schaft sowie Angst vor den negativen 
Auswirkungen der technisch-industri-
ellen Zivilisation zu beobachten. Aber 
auch Strömungen in der Jugend, die 
auf eine stärkere Politisierung hindeu-
ten, nehmen der Forderung nichts von 
ihrer Dringlichkeit, im Politik-Unterricht 
das Vermögen zu differenzierter Wahr-
nehmung von politischen Verhältnissen 
und die Fähigkeit zu rational begrün-
detem politischen Handeln zu fördern. 

1.3 Politisches Lernen 

Unter politischem Lernen versteht 
man das bewußte und vernünftige Ord-
nen der Erfahrungen der politischen 
Realität, die Analyse und die Verände-
rungen von Bewußtseinsinhalten, Ein-
stellungen und Verhaltensweisen, die 
Gesellschaften zur Verwirklichung ihrer 
Zielvorstellungen vorschreiben oder 

ermöglichen. Im Verlaufe dieses Lern-
prozesses werden politische und sozi-
ale Grundkenntnisse erarbeitet. Von 
der Übernahme der in einer Gesell-
schaft dominierenden Werte, Leistungs-
vorstellungen und Haltungen wird 
auch das Verhalten im politischen System 
mitbestimmt. Dies bewußt zu machen, 
ist eine Aufgabe des Politik-Unterrichts. 
Politisches Lernen ist ferner auch so-
ziales Lernen, da politische Leistungen 
durch gesellschaftliches Handeln er-
bracht werden müssen und folglich 
nicht nur Denkenlernen, sondern auch 
Affekt- und Verhaltenslernen voraus-
setzen. 

Im demokratischen Staat sind Frei-
heitsverständnis und Freiheitsgrad, 
Wertvorstellungen und Institutionen, 
die die Freiheit in der Gesellschaft und 
ihre Selbstregierung sichern, im Rah-
men der Verfassungsordnung der 
Wandlung unterworfen und unterliegen 
ständiger Prüfung. Diese Überprüfung 
vollzieht sich in der politischen Ausein-
andersetzung gesellschaftlicher Grup-
pen zur Durchsetzung ihrer Ziele. Poli-
tisches Lernen soll den Heranwachsen-
den zur Teilnahme an diesem Prozeß 
befähigen. Insofern gehört es zum Ziel 
des Politik-Unterrichts, die Schüler zur 
Fähigkeit und Bereitschaft zu erziehen, 
die öffentlichen Informationsmedien 
(Fernsehen, Funk, Zeitung) zu benutzen, 
zu analysieren und auszuwerten. 

Vor und neben der Schule wirken 
andere, starke Kräfte auf die Heran-
wachsenden ein. In die oft unbewußt 
erfahrenen Wirkungen dieser Kräfte 
kann die Schule bewußtmachend, ver-
stärkend, modifizierend oder erwei-
ternd eingreifen. Die Vermittlung von 
Kenntnissen und Einsichten dient vor 
allem der Entwicklung der Urteils- und 
Entscheidungsfähigkeit. Dies setzt ein 
möglichst hohes Maß an Bewußtheit 
der eigenen Wertbindungen und der 
Identifikationen voraus. Deshalb gehört 
es zur Emanzipation als Ziel politischen 
Lernens, daß die jungen Menschen in die 
Lage versetzt werden, die Werte und 
Institutionen ihrer Gesellschaft zu ver-
stehen und die Bereitschaft zu ent-
wickeln, sie frei und selbstverantwort-
lich anzuerkennen, sich für sie einzu-
setzen oder Veränderungen anzustre-
ben. Dadurch sollen sie in die Lage 
versetzt werden, am Prozeß der poli-
tischen Willensbildung teilzunehmen 
und so Selbst- und Mitbestimmung zu 
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praktizieren. Heranwachsende müssen 
über die Grundfähigkeit verfügen, so-
wohl Werte für das Verhalten der eige-
nen Person verbindlich zu machen, 
als auch sich gegebenenfalls von nicht 
akzeptierten Prägungen zu lösen. Dies 
bedeutet z. B. auch, daß Schüler be-
fähigt werden sollten, sich mit den in 
den Unterricht einfließenden - oft un-
bewußten - Wertungen des Lehrers 
offen auseinandersetzen zu können. 

Emanzipation ist Richtwert für die Be-
urteilung von Qualifikationen und Lern-
zielen und ist Instrument ihrer Auswahl. 
Dabei muß jeweils geprüft werden, was 
in einer gegebenen gesellschaftlichen 
Situation durchsetzbar und was in der 
Lebenssituation des Schülers zumut-
bar ist. Die Richtlinien setzen voraus, 
daß Lehrer wissen, welch eine ent-
scheidende Schutzfunktion die Identi-
fikation mit der Familie, insbesondere 
den Eltern hat. 

Im Prozeß des politischen Lernens 
soll der Jugendliche eine Zunahme an 
individueller Autonomie erfahren. Das 
erfordert den Abbau lehrerorientierten 
Verhaltens zugunsten sachbezogener 
Motivation über die Interessen und Er· 
fahrungen der Schüler. Deshalb sollen 
die Themen konkret, wirklichkeitsnah 
und aktuell sein und den gegenwärtigen 
Bedürfnissen oder Interessen und Er-
fahrungen der Jugendlichen wie auch 
zukünftigen Lebenssituationen ent-
sprechen. Das legt die Konfliktanalyse 
nahe. 

Das Durchdringen politischer Kon-
flikte verlangt außer der Kenntnis poli-
tischer Prozesse und Strukturen pro-
blemlösendes Denken, d. h. die Fähig-
keit, produktive und alternative Lösun-
gen zu finden. Diesem Denktypus ist 
ein Verhaltensstil zuzuordnen, der 
durch Risikobereitschaft, Unabhängig-
keit und Kreativität gekennzeichnet ist 
und nur in bestimmter Lernorganisation 
gedeiht. Es kann daher ein Zusammen-
hang zwischen Lernzielen, Verhaltens-
stil und Lernorganisation gefolgert wer-
den: Es entsprechen einander problem-
lösendes Denken, selbstbestimmtes 
Verhalten und selbstaktivierende Lern-
organisation. Dieser Lernorganisation 
entspricht am besten die Projekt-
methode. 

Der Politik-Unterricht soll zu geistiger 
Selbständigkeit führen und muß Hilfen 
geben zum Erarbeiten des eigenen 
Standpunkts. Entscheidende Bedeu-
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tung dafür hat das Verhalten der Lehrer. 
Die Ablehnung autoritärer Haltung darf 
den Lehrer nicht daran hindern, seinen 
eigenen Standpunkt deutlich zu ma-
chen. Aber der auf Emanzipation hin-
arbeitende Lehrer tut das weder dok-
trinär, noch suggestiv. Er wird seine 
Position klar ausweisen, doch nicht als 
die allein sinnvolle behaupten. 

1.4 Das Verhältnis des Politik-
Unterrichts zu Verfassung und 
Rechtsordnung 

Durch Politisches Lernen in der vor-
her beschriebenen Weise sollen junge 
Menschen zu bewußten Bürgern der 
Bundesrepublik Deutschland erzogen 
werden. Ein solches Lernen ist darauf 
gerichtet, die Heranwachsenden zu 
Einsichten und Handlungsbereitschaft 
zu führen, indem es Einflüsse bewußt 
macht und die Begründung von Urteilen 
ermöglicht. Indoktrination und Über-
redung stehen im Widerspruch zu dem 
Erziehungsziel dieses Politischen Ler-
nens. 

Freies Lernen in diesem Sinne orien-
tiert sich an der Unantastbarkeit der 
Würde des Menschen, die alle staat-
liche Gewalt zu achten und zu schützen 
hat. Diese Fundamentalnorm in Art. 1 
GG wie auch ihre Konkretisierung im 
Grundrechtskatalog - so vor allem das 
Recht auf freie Entfaltung der Persön-
lichkeit (Art. 2 GG) - fordern Staats-
bürger, die sich selbst bestimmen und 
den Staat und die Gesellschaft in eige-
ner Verantwortung gestalten können. 
Eigene Entscheidungen setzen jedoch 
Wahlmöglichkeiten voraus. Aus diesem 
Grunde ist es selbstverständlich, daß 
lernende unterschiedliche Werte an-
nehmen können. Freies Lernen schließt 
auch das Risiko ein, daß gewünschte 
Werte abgelehnt werden. 

Der Politik-Unterricht erreicht seine 
Zielsetzung nur, wenn er die Erkenntnis 
vermittelt, daß politisches Handeln in 
der Bundesrepublik Deutschland an die 
Herrschaft des Verfassungs- und 
Rechtsstaates gebunden ist. Daraus 
ergeben sich eine Begrenzung des 
Handlungsspielraumes, aber noch 
mehr eine Freiheitsgarantie der politi-
schen Selbstbestimmung und Legiti-
mation politischen Handelns. 

Ein besonderes Problem des Politik-
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Unterrichts ergibt sich daraus, daß für 
ihn die rechtliche und die institutionelle 
Ordnung des Staates nicht nur - wie 
für die übrigen Fächer bzw. für Schule 
insgesamt - gilt, sondern selbst Gegen-
stand des Unterrichts ist. 

1.4. 1 Verfassungsstaat 

Das Grundgesetz verfaßt die Bundes-
republik Deutschland als demokrati-
schen und sozialen Rechts- und Bun-
desstaat. Die Verfassung legt die Frei-
heitsrechte, die grundlegenden Ver-
fahrensordnungen für politische Ent-
scheidungsprozesse und die demokra-
tischen Institutionen fest: z. B. Wahlen, 
Bildung der Regierung, Gesetzgebungs-
verfahren, Stellung der Parteien, Mei-
nungs- und Pressefreiheit, Versamm-
lungsrecht, Koalitionsfreiheit, Peti-
tionsrecht. Die Verfassung regelt so 
den politischen Prozeß und bindet ihn 
an das Recht. 

Das Bundesverfassungsgericht hat 
die vom GG festge legte freiheitliche 
demokratische Grundordnung um-
schrieben: 

Sie ist eine Ordnung, „die unter Aus-
schluß jeglicher Gewalt und Willkürherr-
schaft eine rechtsstaatliche Herrschafts-
ordnung auf der Grundlage der Selbst-
bestimmung des Volkes nach dem Wil-
len der jeweiligen Mehrheit und der 
Freiheit und Gleichheit darstellt. Zu den 
grundlegenden Prinzipien dieser Ord-
nung sind mindestens zu rechnen: die 
Achtung vor den im Grundgesetz kon-
kretisierten Menschenrechten, vor allem 
aber vor dem Recht der Persönlichkeit 
auf Leben und freie Entfaltung, die 
Volkssouveränität, die Gewaltenteilung, 
die Verantwortlichkeit der Regierung, 
die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, 
die Unabhängigkeit der Gerichte, das 
Mehrparteienprinzip und die Chancen-
gleichheit für alle politischen Parteien 
mit dem Recht auf verfassungsmäßige 
Bildung und Ausübung einer Opposition". 
(Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 23. Oktober 1952, in: Bundes-
verfassungsgerichtsentscheidungen 2, 
S. 12f). 

Der Bedeutung des Grundgesetzes 
als Begrenzung staatlicher Macht und 
Schutz der Freiheitssphäre der Staats-
bürger entspricht eine erhöhte Be-
standskraft gegen Abänderungen. Nach 
Art. 79 Abs. 2 GG wird für Änderungen 

des Grundgesetzes eine Zweidrittel-
mehrheit im Bundestag und Bundesrat 
verlangt. Politischer Veränderungswille 
muß deshalb in diesem Bereich auf die 
Zusammenfassung der politischen 
Kräfte gerichtet sein. 

Die Grundentscheidung der Verfas-
sung ist der Änderung entzogen: 

Im Unterschied zur Weimarer Ver-
fassung ist im Grundgesetz in Art. 79 
Abs. 3 GG der Bestand unabänderbarer 
und unaufhebbarer Verfassungsnormen 
ausdrücklich festgelegt. Es werden u. a. 
genannt: 
- der Schutz der Menschenwürde und 

das Bekenntnis des deutschen Vol-
kes zu unverletzlichen und unver-
äußerlichen Menschenrechten, 

- der demokratische und soziale Rechts-
staat, 

- der förderative Aufbau der Bundesre-
publik Deutschland. 
Diese Grundsätze, die das Bundes-

verfassungsgericht konkretisiert hat, ge-
hören zum Kernbereich der Verfassung. 

1.4.2 Rechtsstaat 

Das in der Verfassung verankerte Prin-
zip des Rechtsstaates erfordert, daß 
staatliche Maßnahmen, die den Bürger 
verpflichten, belasten, seine Handlungs-
spielräume beschränken oder auch nur 
verfahrensmäßig ordnen, in der Form 
oder auf Grund von Gesetzen ergehen, 
die die jeweiligen Tatbestände exakt um-
schreiben. 

Auch Veränderungen von Rechtsnor-
men sind an die verfassungsrechtlich 
vorgeschriebenen Verfahren gebunden, 
um Rechtssicherheit und Machtbegren-
zung zu gewährleisten. Rechtsstaatliche 
Institutionen haben so der Sicherung von 
Freiheit und damit auch dem Schutz von 
Minderheiten zu dienen. 

Gesetze werden aber - und hier zeigt 
sich die entscheidene Differenz zur be-
sonderen Bestandskraft der Verfassung 
- von der gewählten Volksvertretung 
durch einfache Mehrheiten beschlossen. 
Diesem höheren Grad an Veränderbar-
keit entspricht ein größeres Maß an poli-
tischer Gestaltungsmöglichkeit. In die-
sem Bereich gewinnt politisches Han-
deln eine größere Verwirklichungs-
chance. 
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1.4.3 Verfassung, Recht und Politik 

Besonderheit des Verfassungs- und 
Rechtsstaates ist, daß politisches Han-
deln in ihm mit der Reflexion verknüpft 
sein muß, welche Werte, Begrenzungen, 
aber auch Aufforderungen durch die 
Verfassung vorgegeben sind. Dabei 
sind Bestandskraft und Wandelbarkeit 
der jeweiligen Normenkomplexe in 
ihrem Verhältnis zueinander zu sehen. 

Die Verfassungsordnung enthält 
einen Bestand an Normen, die selbst 
eindeutig sind und klare Direktiven für 
das politische Handeln ergeben. Nor-
men, die Auslegungsschwierigkeiten 
aufweisen, können zu politischen Aus-
einandersetzungen führen. In letzter 
Instanz kann das Bundesverfassungs-
gericht zur klarstellenden Interpreta-
tion angerufen werden. Die Verfas-
sungsgerichtsbarkeit übernimmt hier 
eine wichtige Funktion der Klärung und 
Bewahrung der Verfassung im politi-
schen Streit. Verfassungsnormen kön-
nen durch den geschichtlichen Wandel 
der Verhältnisse eine neue Qualität 
gewinnen und müssen dann im lichte 
eines anderen Verständnisses bewer-
tet werden. 

Es gibt auch Verfassungsnormen, 
deren inhaltliche Weite und Unbe-
stimmtheit eine Aufforderung zur poli-
tischen Gestaltung enthält. Als Beispiel 
ist das Sozialstaatsprinzip zu nennen, 
das zwar den Sozialstaat als unabding-
bar für unser Staatswesen konstitutiert, 
seine konkrete Ausformung aber offen-
läßt. Adressat solcher Normen mit Auf-
forderungscharakter, die politisches 
Handeln nicht nur legitimieren, sondern 
geradezu gebieten, sind in erster Linie 
der Gesetzgeber sowie die Institutionen, 
welche an der Gestaltung der politi-
schen und gesellschaftlichen Ordnung 
beteiligt sind. 

Soweit Verfassungsprinzipien den 
Rahmen einer politischen Gestaltung 
im Sinne einer Aufforderung darstellen, 
bedingen sie Alternativen der Gestal-
tung. Sie schlichten also nicht den poli-
tischen Konflikt, sondern legitimieren 
ihn. Jede der streitenden Parteien weiß 
sich im Rahmen der Verfassungsord-
nung und muß dies auch dem politi- · 
sehen Gegner zubilligen, soweit der 
oben beschriebene Minimalkonsens 
nicht verletzt wird. Oft ist es nicht mög-
lich, eine bestimmte politische Maß-
nahme aus Verfassungsprinzipien mit 
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Aufforderungscharakter zwingend ab-
zuleiten; in diesen Fällen wäre es falsch, 
nur eine Lösung als verfassungsmäßig 
zu bezeichnen. 

Im Rahmen der dargelegten Grenzen 
ist die Überprüfung geltenden Rechts 
ständige Aufgabe der Politik. Dabei 
muß nach den geschichtlichen Hinter-
gründen der Entstehung von Gesetzen 
ebenso gefragt werden wie nach ihrer 
Bewährung und danach, ob sie für die 
Zukunft beibehalten werden sollen. 
Davon ist unberührt, daß sie bis zu 
ihrer Aufhebung gelten. 

Die Verfassung hat das Prinzip des 
geschichtlichen Wandels durch die 
weiten Änderungsmöglichkeiten des 
Rechts- und Sozialsystems in sich auf-
genommen. Diese Wandlungsmöglich-
keit in rechtsstaatlicher Form ist Be-
dingung für den Bestand des Verfas-
sungsstaates, wie sich im Verlauf der 
geschichtlichen Entwicklung erwiesen 
hat. Politische Veränderungsbereit-
schaft wird so zu einer Bestandsvor-
aussetzung für die Bundesrepublik 
Deutschland. 

1.4.4 Folgerungen für den Politik-
Unterricht 

Der Politik-Unterricht hat also die 
Aufgabe, Geltung und Wandelbarkeit 
der Rechtsnormen bewußt zu machen 
(Qualifikation 1 ), so daß die Heran-
wachsenden befähigt werden, sowohl 
für den Schutz erworbener Rechtsposi-
tionen und unverzichtbarer Institu-
tionen als auch für notwendige Ver-
änderungen von Normen wie auch von 
Ordnungselementen einzutreten, so-
weit dies den durch die Verfassung 
bestimmten Kernbereich der politischen 
Ordnung nicht verletzt. Dabei erfahren 
sie sowohl den Konfliktcharakter 
(Qualifikation 6) als auch die Geschicht-
lichkeit von Normsetzungen und lernen 
in Alternativen denken (Qualifikation 4). 
Sie erfahren zugleich den Wert der 
Konsensbildung zwischen Demokraten 
in der Bejahung der freiheitlich-demo-
kratischen Grundordnung. 

Mit der Rechtsordnung ist nur ein 
Teil der Normen erfaßt. Der juristische 
Normbegriff muß durch denjenigen der 
„sozialen Norm" ergänzt werden. so-
ziale Norm meint - einschließlich der 
Rechtsnormen - die Gesamtheit der 
Muß-, Soll- und Kannerwartungen, die 
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an den einzelnen von seiner Umwelt 
herangetragen werden. Es sind damit 
also auch solche Werte, Anschauungen 
und Rollenvorschriften gemeint, die 
zwar rechtlich unerheblich sind, deren 
Befolgung trotzdem durch Sanktionen 
(Strafe und Belohnung im weitesten 
Sinne) bewirkt werden kann. 

Für den einzelnen können soziale 
Normen nicht weniger verbindlich sein 
als Rechtsnormen. Der wesentliche Un-
terschied liegt aber darin, daß nur für 
die Rechtsnorm ein Anspruch auf Be-
folgung besteht, der mit demokratischer 
Legitimation staatlich durchsetzbar ist. 

Die Rechtsordnung hat auch die Auf-
gabe, z. B. sogenannte Außenseiter, die 
sich bestimmten sozialen Normen nicht 
beugen wollen, zu schützen. Gegen-
über den in einer Gesellschaft vorhan-
denen sozialen Normen hat der Politik-
Unterricht die gleiche Offenheit zu 
wahren wie gegenüber den verschie-
denen im Rahmen der Verfassung lie-
genden Möglichkeiten politischer Ge-
staltung. 
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2. Qualifikationen und Lernziele 

Der folgende Katalog der Qualifika-
tionen und Lernziele enthält drei Ebe-
nen nach dem Grad der Abstraktion: 
(1) Qualifikationen 
(2) Lernziele 1. Ordnung 
(3) Lernziele 2. Ordnung 

Dieser Katalog erlaubt eine Übersicht 
über die im Politik-Unterricht insgesamt 
anzustrebenden Lernziele, er stellt 
Ausgangs- und Auswahlmaterial für die 
Unterrichtspraxis zur Verfügung. Die 
hier aufgeführten Lernziele geben in 
dieser systematisierenden Aufzählung 
weder Hinweise auf die Möglichkeiten 
ihrer Erreichbarkeit, noch gestatten sie 
Rückschlüsse auf die konkreten Unter-
richtsverläufe . Der (jeweils an bestimm-
te Themen gebundene) Unterricht wird 
im einzelnen von den konkretisierten 
und gegebenenfalls operationalisierten 
Lernzielen strukturiert, die ein niedri-
geres Abstraktionsniveau haben. Diese 
können wegen ihrer kaum zu begren-
zenden Zahl nicht mehr aufgeführt wer-
den. 

Qualifikationen des Politik-Unter-
richts sind die Fähigkeiten und Bereit-
schaften, die es dem Bürger ermög-
lichen, gesellschaftlich-politische Le-
benssituationen zu bewältigen. Alle 
Lernprozesse des Politik-Unterrichts 
sollen in die Richtung gehen, daß be-
stimmte, für die Bewältigung politisch-
gesellschaftlicher Situationen notwen-
dige Befähigungen und Bereitschaften 
entwickelt werden. Es geht jedoch 
nicht um unentwegte Aktivität, sondern 
um die Möglichkeit zu handeln, wenn 
es erforderlich ist. Die in den Qualifi-
kationen und Lernzielen zum Ausdruck 
kommenden Werte geben Auskunft dar-
über, wie der emanzipatorische Grund-
gedanke dieser Richtlinien im einzel-
nen zu verstehen ist. 

Während die Qualifikationen umfas-
sender Natur sind, stellen die Lernziele 
1. u. 2. Ordnung Zielvorstellungen auf 
hohem und mittlerem Abstraktions-
niveau dar. Sie bilden den Ausgangs-
punkt für die Planung des jeweiligen 
Unterrichts: Im Zusammenhang mit 
dem Unterrichtsthema werden sie kon-
kretisiert, d. h. auf einen bestimmten 
Inhalt und ein bestimmtes Verhalten 
hin präzisiert. Die Operationalisierung 
von Lernzielen ermöglicht es zusätz-
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lieh, die Leistungen der Schüler und 
die Wirksamkeit des Unterrichts zu 
überprüfen. Allerdings müssen und 
können nicht alle Lernziele operatio-
nalisiert werden; es genügt häufig eine 
weitgehende Konkretisierung, d. h. die 
Angabe einer gedachten, nicht zu mes-
senden Verhaltensleistung. Andernfalls 
müßte der Politik-Unterricht auf wich-
tige Lernziele verzichten, z. B. Hand-
lungsbereitschaft oder die Fähigkeit zu 
verantwortlichem, tolerantem Handeln. 

Gesinnungen dürfen nicht Gegen-
stand von Beurteilungen und Benotun-
gen sein. 

Die Reihenfolge der Qualifikationen 
darf nicht als Rangfolge betrachtet 
werden. Auch dürfen einzelne Qualifi-
kationen nicht verabsolutiert oder 
merklich stärker als andere für den Un-
terricht maßgebend werden. Entspre-
chendes gilt für die Lernziele 1. und 
2. Ordnung: Jedes Lernziel gehört in 
einen Verständniszusammenhang, der 
durch die anderen Lernziele gegeben 
ist. 

Die Abs ichten der Richtlinien 
werden verfälscht, wenn einzel -
ne Lernziele isoliert oder für das 
Ganze des Politik ;Unterrichts 
ausgegeben werden. 



2. 1 Der Katalog der Qualifikationen und Lernziele 

2. 1. 1 Qualifikation 1 

Fähigkeit und Bereitschaft, ge-
sellschaftliche und politische 
Ordnungen einschließlich ihrer 
Zwänge und Herrschaftsverhält-
nisse nicht ungeprüft hinzu-
nehmen, sondern auf ihren Sinn, 
ihre Zwecke und Notwendig-
keiten hin zu befragen und die 
ihnen zugrunde liegenden Inter-
essen, Normen und Wertvor-
stellungen kritisch zu überprüfen. 

Qualifikationsbeschreibung: 

Viele der in der Gesellschaft vorherr-
schenden Regeln, Wertvorstellungen 
und Verhaltensweisen werden unbe-
wußt aufgenommen und verinnerlicht. 
Die so erworbenen Vorstellungen von 
Gesellschaft und Politik gelten leicht 
als das Selbstverständliche und nicht 
weiter Befragbare. Soll die gesellschaft-
liche und im besonderen die politische 
Wirklichkeit aber nicht als etwas schein-
bar Naturgegebenes hingenommen 
werden, so muß sie kritisch untersucht 
werden. Deshalb legt die Qualifikation 
besonderes Gewicht auf das Prüfen 
dieser Wirklichkeit, aber auch der ei-
genen Wahrnehmung. Beides ist Be-
dingung politischer Urteils- und Hand-
lungsfähigkeit. 

Nahezu alle gesellschaftlichen Le-
bensprozesse sind Regelungen unter-
worfen, und gesellschaftliche Gruppen 
haben in pluralen Systemen das Recht, 
die Chance der Interessendurch-
setzung wahrzunehmen. Ob die ver-
schiedenen im Widerstreit zueinander 
stehenden Interessen, Wertvorstellun -
gen und Bedürfnisse in gleichem oder 
ungleichem Umfang die Chance politi -
scher Berücksichtigung finden und wie 
die politischen Institutionen diese 
Chancen verteilen, ist eine Frage der 
Funktionsfähigkeit der pol itischen In-
stitutionen, des Durchsetzungsver-
mögens der demokratisch legitimierten 
Kräfte innerhalb der gegebenen Macht-
verteilung in der Gesellschaft. 

Jede gesellschaftliche Ordnung be-
einflußt das Verhalten und die Haltung 

ihrer Mitglieder in verschiedener Weise. 
Diese Beeinflussung reicht von der 
Vermittlung von Einsichten bis zu ge-
sellschaftlichen Zwängen. Auf solche 
Zwänge, die in der polit ischen Argu-
mentation häufig als unabweisbare 
Sachzwänge ausgegeben werden, 
kann man sehr verschieden reagieren. 
Die Reaktionsmöglichkeiten reichen -
wie die Erfahrung lehrt-von gedanken-
loser Anpassung über eine kritische 
Loyalität bis hin zu Resignation, Ver-
weigerung, Nichtmitmachen (Rückzug 
in den Privatbereich), Sich-wehren, 
Setzen von Alternativzielen, Entwurf 
von Veränderungsmethoden, Durch-
setzung von Reformentwürfen, Ver-
änderungsversuchen revolutionärer 
Art. Die Qualifikation schließt von die-
sen Möglichkeiten jene aus, die zur 
Entpolitisierung oder zur Radikalisie-
rung führen. Sie zielt auf das Gegen-
bild des Sozialautomaten, nämlich auf 
den Menschen, der sich blindem Kon-
formismus versagt und, wenn Unge-
horsam zur Pflicht wird, die mit dem 
Ungehorsam verbundenen Nachteile 
auf sich nimmt, jedoch auch die Kon-
formität als eine stabilisierende Eigen-
schaft einer Gesellschaft grundsätzlich 
akzeptiert. Der politische Mensch soll , 
ob er sich nun distanziert, kritisch 
widersteht, Verbesserungen plant oder 
aktiv für das als richtig Befundene ein-
tritt, in Denken und Verhalten selbst-
und nicht fremdgesteuert sein. 

Der Widerstandsbegriff, der in den 
Lernzielen verwendet wird, meint das 
aus demokratischer Verantwortung ge-
botene Widerstehen gegenüber 
Machtmißbrauch oder gesellschaft-
lichem Druck. Er zielt auf das Aus-
schöpfen der durch die Rechtsordnung 
legitimierten Handlungsmöglichkeiten. 

In der Qualifikation wird die Reflexion 
des Sinnes, der Zwecke und Notwen-
digkeiten von politischen und gesell -
schaftlichen Regelungen und Herr-
schaftsverhältnissen besonders be-
tont. Das ist erforderlich, weil in hoch-
entwickelten Staaten politische Ent-
scheidungen oft von angeblich wert-
freier wissenschaftlich-technischer 
Vernunft vorgezeichnet werden. Darin 
liegt die Gefahr einer Entpolitisierung 
der Öffentlichkeit und der politischen 
Gremien. Die Fähigkeit zur Diskussion 
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politischer Ziele kann dem vorbeugen 
und dazu beitragen, die heranwach-
senden Staatsbürger sowohl konsens-
als auch konfliktfähiger zu machen. 

Lernziele/. und II. Ordnung: 

1. 1 Fähigkeit zur Analyse von politi-
schen und gesellschaftlichen 
Organisationen und Institutionen, 
ihrer Macht und der von ihnen 
ausgeübten Zwänge. 

1 .1.1 Kenntnis realer gesellschaftlicher 
und politischer Mittel, Menschen 
zu einem bestimmten Verhalten 
zu bewegen. 

1.1 .2 Kenntnis der normativen Begrün-
dung, des Sinnes und der Inte-
ressengebundenheit gesell-
schaftlicher und politischer Ver-
haltensanforderungen. 

1.1.3 Kenntnis der wichtigsten politi-
schen Institutionen, ihres Sinnes, 
ihrer Herrschafts-, Regelungs-
und Repräsentativfunktionen. 

1.1.4 Kenntnis der wichtigsten Elemen-
te des politischen Willensbildungs-
prozesses. 

1.1 .5 Kenntnis der wichtigsten Verfas-
sungs- und Rechtsnormen und 
Einsicht in ihre Geltung und Wan-
delbarkeit. 

1.1 .6 Kenntnis der geschichtlichen Be-
dingtheit von Unterordnung und 
gesellschaftlichen Abhängigkei-
ten. 

1.1. 7 Fähigkeit zu analysieren, ob und 
wie verschiedene gesellschaft-
liche Gruppen ihre Bedürfnisse, 
Interessen, Ansprüche und Wert-
vorstellungen artikulieren. 

1.1.8 Fähigkeit zu analysieren, in wel-
cher Form verschiedene gesell-
schaftliche Gruppen am politi-
schen Willensbildungsprozeß 
teilnehmen. 

U .9 Fähigkeit zu analysieren, welche 
politischen Institutionen über die 
Durchsetzung der Bedürfnisse, 
Interessen, Ansprüche und Wert-
vorstellungen verschiedener 
Gruppen entscheiden, und nach 
welchen Prinzipien dies geschieht. 

1.2 Bereitschaft zur Bejahung akzep-
tierbarer Abhängigkeiten und le-
gitimer Herrschaft. 

1.2.1 Fähigkeit, Maßstäbe zur Beurtei-
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lung sozialer Normen zu ent-
wickeln. 

1.2.2 Bereitschaft, für den Schutz 
grundlegender Verfassungs- und 
Rechtsnormen und unverzicht-
barer 1 nstitutionen einzutreten. 

1.2.3 Fähigkeit und Bereitschaft, eigene 
Gefühle, Widerstände und Be-
dürfnisse, die der Annahme not-
wendiger gesellschaftlicher 
Zwänge entgegenstehen, wahr-
zunehmen und die daraus ent-
~ehenden Spannungen zu ve~ 
arbeiten. 

1.3 Fähigkeit zu demokratisch legi-
timiertem Widerstand gegen 
nicht akzeptierbare Unterord-
nung und gesellschaftliche Ab-
hängigkeit. 

1.3.1 Fähigkeit zu beurteilen, ob Ab-
hängigkeiten und gesellschaft-
licher Druck die Entfaltung der 
Persönlichkeit unzumutbar ein-
engen. 

1.3.2 Bereitschaft, gegebenenfalls für 
die Veränderung von Rechtsnor-
men und Ordnungselementen 
einzutreten, soweit sie den durch 
die Verfassung bestimmten Kern-
bereich der politischen Ordnung 
nicht verletzt. 

1 .3 .3 Bereitschaft, nicht akzeptierbare 
Gehorsamsforderungen abzu-
lehnen. 

1.3.4 Kenntnis von Verbesserungs-
oder Widerstandsmöglichkeiten 
und Bereitschaft, gegebenenfalls 
neue zu entwickeln. 

1.3.5 Fähigkeit, gesellschaftl iche Zu-
kunftsmodelle auf ihre Realisie-
rungsmöglichkeiten hin zu über-
prüfen. 



2.1.2 Qualifikation 2 

Fähigkeit und Bereitschaft, die 
Chancen zur Einflußnahme auf 
gesellschaftliche und politische 
Entscheidungsprozesse und 
Herrschaftsverhältnisse zu er-
kennen, zu nutzen und zu 
erweitern. 

Qua/ifikationsbeschreibung: 

Demokratie als Staatsform bedarf 
der Abstützung im Bereich der Gesell-
schaft durch Mitsprache, Mitbestim-
mung und Kontrolle durch die jeweils 
Betroffenen. Politische Selbstbestim-
mung kann nur in Gesellschaften aus-
geübt werden, in denen die entschei-
denden sozialen und wirtschaftlichen 
Bereiche für demokratische Kontrolle 
und Gestaltung offen sind. 

Wenn der Bürger fähig sein soll, die 
Chancen zur Einflußnahme auf gesell-
schaftliche Vorgänge und Herrschafts-
verhältnisse zu erkennen und wahrzu-
nehmen, so muß er in die Lage ver-
setzt werden, die Funktionszusammen-
hänge des politischen Systems analy-
sieren zu können. Er muß ferner bereit 
sein, die Möglichkeiten zur Einfluß-
nahme als Rechte zur Mitgestaltung 
politischen und gesellschaftlichen Ge-
schehens zu begreifen und die in der 
Verfassung garantierten Rechte auszu-
nutzen. Da Machtgruppen dazu ten-
dieren, den durch die Mitgestaltungs-
rechte gegebenen Spielraum von sich 
aus zu besetzen, hat der Politik-Unter-
richt die Aufgabe, die Einlösung der 
Verfassungsforderungen zu unter-
stützen. 

Lernziele/. und II. Ordnung: 

2. 1 Fähigkeit, den gegebenen poli-
tischen Handlungsspielraum zu 
erkennen. 

2.1 .1 Kenntnis der Möglichkeiten, den 
Meinungsbildungs- und Entschei-
dungsprozeß zu beeinflussen. 

2.1.2 Fähigkeit, den politischen Charak-
ter eines gesellschaftlichen Vor-
gangs zu erkennen. 

2.1.3 Fähigkeit, politische und gesell-
schaftliche Ordnungen zu analy-

sieren, besonders hinsichtlich 
ihrer Machtverteilung. 

2.1.4 Fähigkeit, politische Handlungs-
spielräume realistisch einzu-
schätzen. 

2.2 Fähigkeit, den gegebenen politi-
schen Handlungsspielraum zu 
nutzen und damit seine Ein-
schränkung zu verhindern. 

2.2.1 Fähigkeit, die Verfahren politi-
scher Willensbildung zu erkennen. 

2.2.2 Fähigkeit, die Techniken politi-
scher Meinungsbildung zu durch-
schauen. 

2.2.3 Fähigkeit, politische Entschei-
dungen darauf hin zu beurteilen, 
ob sie den eigenen Handlungs-
spielraum einengen. 

2.2.4 Fähigkeit, Wege zur Ausnutzung 
des eigenen Handlungsspiel-
raums zu finden. 

2.2.5 Fähigkeit, Argumente der Staats-
gewalt und gesellschaftlicher 
Gruppen zur Aufrechterhaltung 
von Systemzwängen zu analy-
sieren, sie zu bewerten und sich 
mit ihnen auseinanderzusetzen. 

2.3 Fähigkeit und Bereitschaft, den 
politischen Handlungsspielraum 
zu erweitern und damit für sich 
und andere ein größeres Maß an 
Selbstbestimmung zu erreichen. 

2.3.1 Fähigkeit und Bereitschaft, unge-
nutzte politische Handlungsspiel-
räume zur Einlösung von Verfas-
sungsansprüchen auszunutzen. 

2.3.2 Bereitschaft, zu politischen Ent-
scheidungen auf demokratischem 
Wege beizutragen, falls Freiheits-
chancen ungenutzt bleiben. 
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2. 1.3 Qualifikation 3 

Fähigkeit und Bereitschaft, 
sprachliche und nichtsprach-
liche Kommunikation auf ihren 
ideologischen Hintergrund hin 
zu durchschauen. 

Qualifikationsbeschreibung: 

Kommunikation kann definiert wer-
den als Austausch von Verhaltens-
äußerungen zwischen Sendern (Kom-
munikatoren) und Empfängern (Rezi-
pienten) über ein Medium. Das wich-
tigste Medium ist die Sprache; es gibt 
daneben aber auch andere bedeut-
same Vermittlungsformen nichtsprach-
licher Art (z. B. Bild, Ton, Gestik etc.). 
Grundsätzlich kann jeder Sender auch 
Empfänger, jeder Empfänger auch Sen-
der sein. In der gesellschaftlichen Wirk-
lichkeit trifft dies am ehesten auf Klein-
gruppen zu, obwohl auch dort einsei-
tige Rollenfestlegungen zu beobachten 
sind. 

Im gesamtgesellschaftlichen System 
ist durch das Verfügen bestimmter 
Kommunikatoren über das technisierte 
Medium die Rollenverteilung hingegen 
fixiert. 

Soll Kommunikation auf ihren mög-
lichen ideologischen Hintergrund hin 
durchschaut werden, so ist 
- die Verfestigung der Rollenverteilung 

zu erkennen und zu prüfen, ob sie 
verändert werden kann; 

- zu erkennen, daß in der Massenkom-
munikation die Kommunikatoren 
(z. B. Verleger, Rundfunkanstalten, 
Parteien, Kirchen, Verbände) durch 
die Verfügung über die Massenme-
dien vermehrte Einflußchancen ge-
genüber den Rezipienten haben; 

- zu erkennen, daß es sozial bedingte 
Ungleichheiten bezüglich der Teil-
nahme am Kommunikationsprozeß 
gibt. 
Der letzte Gesichtspunkt muß vor 

allem hinsichtlich des Mediums Sprache 
hervorgehoben werden. Durch Sprache 
werden Sozialisationsvorgänge ver-
mittelt, von der Sprachkompetenz hän-
gen Handlungsmotive sowie das Niveau 
und die Art kognitiver Leistungen ab, 
Verfügung über Sprache ist Voraus-
setzung für Erfolg in Schule, Beruf 
und Gesellschaft. Sofern also keine 
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Erweiterung und Differenzierung des 
eingeschränkten Sprachvermögens 
der unteren Schichten erfolgt, wird 
Aufstiegsmöglichkeit verhindert. 

Die Ermutigung zu differenziertem 
Sprachgebrauch und das Erlernen der 
hierzu notwendigen Fähigkeiten muß 
auch Sache des Politik-Unterrichts sein. 

Lernziele/. und II. Ordnung: 

3. 1 Fähigkeit zur Analyse sprach-
licher Äußerungen. 

3.1.1 Kenntnis der wichtigsten Elemen-
te der öffentlichen und privaten 
Informationssysteme. 

3.1 .2 Fähigkeit, sprachliche Äußerun-
gen auf ihren objektiven Gehalt 
zu überprüfen. 

3.1 .3 Fähigkeit, zwischen verschiede-
nen Formen des Sprachgebrauchs 
zu unterscheiden, z. B. nach dem 
Grade ihrer Differenziertheit. 

3.1.4 Fähigkeit, in bestimmten sprach-
lichen Formen soziale Defizite 
zu erkennen. 

3.2 Fähigkeit zur Analyse nicht-
sprachlicher Kommunikation. 

3.2.1 Fähigkeit, Wirkungsweisen nicht-
sprachlicher Kommunikation fest-
zustellen. 

3.2.2 Erkennen politischer Gehalte in 
visuellen Angeboten der Massen-
medien. 

3.3 Prüfen, inwieweit die Teilnahme-
chancen am Kommunikations-
prozeß aufgrund sozialer Bedin-
gungen ungleich sind. 

3.3.1 Erkennen, wie weit Sprache und 
andere Medien das Verhalten be-
einflussen und das Bewußtsein 
bestimmen. 

3.3.2 Erkennen, inwieweit der Erwerb 
und Gebrauch von Sprache und 
anderen Medien von der sozialen 
Schicht bzw. Gruppe abhängt. 

3.4 Fähigkeit, die Interessenge-
bundenheit von Meinungs-
äußerungen und Informationen 
zu erkennen. 

3.4.1 Gesellschaftliche, darunter auch 
wirtschaftliche Bedingungen des 
Meinungsbildungsprozesses er-
kennen können. 

3 .4.2 Fähigkeit, den jeweiligen Aktions-
radius persönlicher Meinungs-
freiheit zu bestimmen. 



3.4.3 Fähigkeit festzustellen, welche 
Absichten mit Meinungsäuße-
rungen und Informationen ver-
folgt werden. 

3.4.4 Fähigkeit, die Fragen der sach-
lichen Richtigkeit und die nach 
der Absicht von Meinungsäuße-
rungen und Informationen von-
einander zu unterscheiden. 

3. 5 Fähigkeit, Nachrichten und 
Kommentare kritisch zu prüfen, 
und Bereitschaft, in Ergänzung 
dazu Möglichkeiten anderer 
Informationen (aus Massen-
medien und anderen Quellen) 
zu nutzen. 

3.5.1 Einsicht in Funktion und Wirkung 
der Massenkommunikationsmittel. 

3.5.2 Erkennen, daß jede vermittelte 
Information unvermeidlich selek-
tiv ist. 

3.5.3 Erkennen, daß Informationen 
auch willkürlich selektiv vermittelt 
werden können, und Feststellen 
der zugrundeliegenden Gewich-
tungen, Absichten und Vorurteile. 

3.5.4 Erkennen der selektiven Auf-
nahme von Information und deren 
Bedingungen (z. B. Schicht- und 
Gruppenzugehörigkeit). 

3.5.5 Kenntn is von Möglichkeiten zur 
Beschaffung von Informationen, 
die nicht durch Massenmedien 
vermittelt sind. 

3.6 Fähigkeit, eigene Kommunika-
tionsmöglichkeiten zu behaupten 
und zu erweitern. 

3.6.1 Erkennen der Ursachen individuel-
ler Kommunikationshemmnisse. 

3.6.2 Erkennen, daß Kommunikations-
schwierigkeiten zu psychischen 
Schwierigkeiten führen können. 

3.6.3 Bereitschaft, sich neue Kommuni-
kationsmöglichkeiten zu erschlie-
ßen. 

2.1.4 Qualifikation 4 

Fähigkeit und Bereitschaft, in 
politischen Alternativen zu 
denken, Partei zu ergreifen und 
gegebenenfalls auch angesichts 
von Widerständen und persön-
lichen Nachteilen zu versuchen, 
Entscheidungen nach demo-
kratischen Regeln zu verwirk-
lichen. 

Qualifikationsbeschreibung: 

Diese Qualifikation enthält drei Ele-
mente: Denken in Alternativen, Partei-
nahme und Verwirklichung von Entschei-
dungen. 

Denken in Alternativen setzt Kennt-
nisse von verschiedenen Lösungsmög-
lichkeiten gesellschaftlicher Probleme 
voraus. Dies zielt auf die Befragung ge-
sellschaftlicher Vorgänge und untersucht 
die Interessen und ihre Legitimierung. 
Darüber hinaus regt alternatives Denken 
zum Entwurf neuer Lösungsvorschläge 
an. 

Die Bereitschaft, Partei zu ergreifen, 
soll verhindern, daß Politische Bildung 
sich in der Analyse und im Sammeln von 
Lösungsvorschlägen erschöpft. Geför-
dert werden soll die entschiedene Partei-
nahme nach Maßgabe der eigenen, klar 
interpretierten und für Kritik offenen 
Wertvorstellungen. 

Bewußte Stellungnahme und die Ver-
wirklichung von Entscheidungen lösen 
Spannungen aus, die ausgehalten wer-
den müssen, wenn die engagierte Ein-
stellung dauerhaft sein soll. Dies ist 
nicht möglich ohne die Kenntnis der 
zu erwartenden Widerstände und von 
Formen der Auseinandersetzung im 
gesellschaftlichen, speziell im politi-
schen Bereich. 

Lernziele/. und II. Ordnung: 

4. 1 Fähigkeit, durch Denken in poli-
tischen Alternativen Abhängig-
keiten zu erkennen. 

4.1.1 Fähigkeit, in einem politischen 
Gegenstand die Kontroverse zu 
erkennen. 

4.1.2 Fähigkeit, in Kontroversen die zu-
grundeliegenden Werte und In-
teressen zu ermitteln. 
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4.1.3 Fähigkeit, zu einer gegebenen 
Regelung Alternativen zu ent-
wickeln, die von anderen Werten 
und Interessen geprägt sind. 

4.2 Fähigkeit, durch Parteinahme In 
politischen Konflikten Selbstbe-
stimmung zu üben. 

4.2.1 Fähigkeit, nach der Analyse eines 
politischen Gegenstandes Mei-
nungen darüber zu äußern. 

4.2.2 Fähigkeit, das Verhältnis zwischen 
Bedingungsfaktoren vorhandener 
Regelungen und Bedingungen 
von Alternativregelungen zu dis-
kutieren. 

4.2.3 Fähigkeit, fremd- und selbstbe-
stimmte Lösungsmöglichkeiten 
gesellschaftl icher Probleme zu 
unterscheiden. 

4.2.4 Bereitschaft, sich für eine als 
sinnvoll erkannte Lösungsmög-
lichkeit zu entscheiden. 

4.3 Fähigkeit, auch unter dem Druck 
von Sanktionen Entscheidungen 
zu realisieren. 

4.3.1 Fähigkeit, die durch Parteinahme 
in politisch umstrittenen Fragen 
entstehenden Folgen zu über-
denken und abzuschätzen. 

4.3.2 Fähigkeit und Bereitschaft, die 
eigene Parteinahme öffentlich zu 
vertreten. 

4.3.3 Fähigkeit und Bereitschaft, sich 
gegen Sanktionen mit angemes-
senen Mitteln zu verteidigen. 
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2. 1.5 Qualifikation 5 

Fähigkeit und Bereitschaft, 
einerseits eigene Rechte und 
Interessen - nach Möglichkeit 
solidarisch und kompromiß-
bereit - wahrzunehmen und 
andererseits gesellschaftliche 
Interessen als eigene zu erken-
nen und ihnen gegebenenfalls 
Vorrang zu geben. 

Qualifikationsbeschreibung: 

Rechte, die von den Bürgern nicht 
wahrgenommen werden, können ver-
lorengehen. Im Rechtsstaat müssen 
Bürger in der Lage sein, ihre durch vor-
handene Rechte gebotenen Chancen 
zu nutzen. Deshalb bedarf es in der 
Schule schon früh der Ermutigung zum 
Erkennen und Vertreten der eigenen 
Rechte. Es gehört auch zu den Rechten 
jedes einzelnen, seine Interessen allein 
oder gemeinsam mit anderen zu ver-
treten. Rechte kann man auch als ein-
zelner gerichtlich behaupten und 
durchsetzen, Interessen in der Regel 
nur gemeinsam mit anderen. Wenn der 
einzelne seine Interessen in Verbin-
dung mit anderen als die einer größe-
ren Gruppe erkennt, besteht eine grö-
ßere Möglichkeit, sie durchzusetzen. 

Dabei verlangt das Funktionieren 
einer pluralistischen Gesellschaft die 
stete Bereitschaft zum Kompromiß, 
ein Mindestmaß an Übereinstimmung 
mit dem Andersdenkenden. 

Der politisch verantwortliche Bürger 
sollte fähig sein, die Rangordnung sei-
ner verschiedenen Interessen und 
Werte zu bestimmen. Es sollte sie so-
wohl zu den Interessen anderer Grup-
pen der Gesellschaft wie auch zu ge-
sellschaftlichen Interessen in Bezie-
hung setzen können. Er sollte beur-
teilen können, in welchen Fällen Inter-
essen einzelner Personen oder Grup-
pen zugunsten von gesellschaftlichen 
Interessen zurückgestellt werden müs-
sen. Dabei muß er berücksichtigen 
können, daß Sonderinteressen sich oft 
den Anschein gesamtgesellschaftlicher 
Notwendigkeiten geben. Die Ermuti-
gung, eigene Rechte und Interessen 
zu verfolgen, steht im Politik-Unter-
richt gleichberechtigt neben der Ver-
mittlung der Einsicht, daß ohne Tole-
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ranz und ohne Erfüllung bestimmter 
Pflichten durch den einzelnen eine 
demokratische Gesellschaft nicht le-
bensfähig ist. 

Der politisch verantwortliche Bürger 
soll abschätzen können, inwieweit die 
kompromißlose Durchsetzung von 
Einzel- und Gruppeninteressen zur 
Zerstörung eines notwendigen Maßes 
gesellschaftlicher Stabilität und damit 
zu Ungerechtigkeiten führt. 

Lernziele /. und II. Ordnung: 

5. 1 Fähigkeit, die eigene Rechts-
und Interessenlage zu erkennen. 

5.1.1 Kenntnis der eigenen Rechte und 
der Möglichkeiten, sie in Erfah-
rung zu bringen. 

5.1.2 Fähigkeit, an einem Konfliktfall 
die eigene Interessenlage zu er-
kennen. 

5.1.3 Fähigkeit, an einem Konfliktfall 
die Interessenlage der anderen 
Beteiligten zu analysieren, zu ver-
stehen und dadurch den Wider-
stand gegen die Durchsetzung 
der eigenen Interessen abzu-
schätzen wie auch die Bereit-
schaft zum Kompromiß zu för-
dern. 

5.1.4 Fähigkeit, an versch iedenen Kon-
fliktfällen die eigene Interessen-
lage im Blick auf die Interessen 
der Allgemeinheit zu bestimmen. 

5.2 Fähigkeit, Ursachen der Ein-
schränkungen eigener Rechte 
und der Möglichkeit zur Wahr-
nehmung eigener Interessen zu 
analysieren. 

5.2.1 Einschränkungen von Rechten 
und des Spielraumes der Inter-
essenwahrnehmung erkennen. 

5.2.2 Fähigkeit zu analysieren, inwie-
weit die Wahrnehmung eigener 
Rechte und Interessen durch ge-
sellschaftliche Strukturen, be-
sonders in der Wirtschaft, einge-
schränkt wird. 

5.3 Fähigkeit und Bereitschaft, 
Rechte in Anspruch zu nehmen. 

5.3.1 Kenntnis der Prinzipien des 
Rechtsstaats und der wichtigsten 
Rechtswege. 

5.3.2 Kenntnis der Begrenzung von 
Macht durch das Recht zugun-
sten der Freiheit des Bürgers. 

5.3.3 Fähigkeit, das Spannungsverhält-

nis zwischen Gerechtigkeit und 
Recht zu erkennen. 

5.4 Bereitschaft, Interessen und 
Wertvorstellungen in Solidarität 
mit anderen durchzusetzen und 
Kompromisse einzugehen. 

5.4.1 Fähigkeit und Bereitschaft, die 
Bedürfnisse und Wertvorstellun-
gen anderer zu erkennen. 

5.4.2 Bereitschaft, die Werte anderer 
anzuerkennen und Beiträge zur 
Erfüllung der Bedürfnisse anderer 
zu leisten. 

5.4.3 Fähigkeit, eigene Interessen un-
ter Umständen als Gruppeninter-
essen zu erkennen. 

5.4.4 Kenntnis von Methoden solida-
rischen Handelns und Bereit-
schaft, sie u. U. anzuwenden. 

5.5 Fähigkeit, Kriterien für gesell-
schaftliche Interessen zu erar-
beiten. 

5.5.1 Entwürfe zur Lösung gesamtge-
sellschaftlicher Aufgaben kennen 
und prüfen können. 

5.5.2 Erkennen, welche Entwürfe vor-
handene Ungleichheiten in der 
Gesellschaft verstärken könnten. 

5.5.3 Erkennen, welche Maßnahmen 
geeignet sind, dem Interessen-
ausgleich zu dienen. 

5.5.4 Entwürfe erarbeiten, in denen be-
stimmte öffentliche Interessen 
besser als gegenwärtig berück-
sichtigt werden. 

5. 6 Fähigkeit zu erkennen, welche 
Methoden der Durchsetzung von 
Interessen mit der bestehenden 
Verfassungs- und Rechtsord-
nung übereinstimmen. 

5.6.1 Erkennen, welche Methoden der 
Durchsetzung von Interessen im 
Gegensatz zum notwendigen 
Mindestmaß gesellschaftlicher 
Stabilität und Kontinuität stehen. 

5. 7 Bereitschaft, Beiträge zur Befrie-
digung gesamtgesellschaftlicher 
Bedürfnisse zu leisten. 

5.7.1 Fähigkeit und Bereitschaft, die 
Verpflichtung des Einzelnen ge-
genüber der Gesellschaft anzu-
erkennen und entsprechende 
Prioritäten zu setzen. 

5.7.2 Bereitschaft, um gesellschaft-
licher Bedürfnisse willen die pri-
vaten gegebenenfalls einzu-
schränken. 
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2. 1. 6 Qualifikation 6 

Fähigkeit, die gesellschaftliche 
Funktion von Konflikten zu er-
kennen, und die Bereitschaft, 
sich durch Wahl angemessener 
Konzeptionen an der Austragung 
von Konflikten zu beteiligen. 

Qualifikationsbeschreibung: 

Zur angestrebten Konfliktfähigkeit 
gehört die Erkenntnis, daß Konflikte 
angesichts der Verschiedenheit mensch-
licher Interessen und Wertvorstellun-
gen und angesichts der Unvollkommen-
heit einer jeden Gesellschaft unver-
meidlich sind. Konflikte und ihre Aus-
tragung in den durch die Verfassung 
legitimierten Weisen sind als Chance 
zur Verbesserung gesellschaftlicher 
Verhältnisse zu verstehen. Diese Ein-
schätzung hebt sich klar ab von emo-
tional bedingter Konfliktsüchtigkeit, die 
Konflikte um ihrer selbst willen sucht. 
Konfliktscheu und Konfliktsüchtigkeit 
sind im Politischen Unterricht als die 
beiden irrationalen Extreme einer Ein-
stellung zu gesellschaftlichen Ausein-
andersetzungen zu verdeutlichen. 

Konflikte sind als universale Erschei-
nung gesellschaftlichen Lebens empi-
risch nachweisbar; sie begegnen uns 
als Element sozialer Interaktion wie 
auch als Motor sozialen Wandels. Die-
se Feststellung ist abzugrenzen von 
der Erwartung einer konfliktfreien Zu-
kunftsgesellschaft wie auch von Leh-
ren, die soziale Konflikte negieren. Sie 
grenzt ebenso deutlich ab von einer 
Position, die Konflikten Eigenwert bei-
mißt, weil sie aus ideologischen Grün-
den jede Form gesellschaftlicher Inte-
gration und Stabilität ablehnt. 

Wenn Konflikte somit gleichsam als 
„Normalität" erscheinen, so darf jedoch 
nicht übersehen werden, daß sie den 
einzelnen psychischen Belastungen 
aussetzen, die seine Identität gefährden 
oder seine Identitätsfindung erschwe-
ren können. Ein Ziel der Sozialisation 
ist es daher, die Fähigkeit zu erwerben, 
psychische Konflikte zu verarbeiten 
und soziale Konflikte auszutragen. Bei 
Jugendlichen ist eine hohe Lernmoti-
vation zu erwarten, wenn selbsterfah-
rene soziale Konflikte zum Anlaß des 
Lernens sozialer Tatbestände gewählt 
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werden, um ihnen zum Verständnis 
ihrer eigenen sozialen Existenz zu ver-
helfen. 

Die Analyse konkreter sozialer Kon-
flikte und die Wahl geeigneter Kon-
zeptionen zu ihrer Austragung ist ab-
hängig von theoretischen Vorausset-
zungen. Die Frage nach den Ursachen 
sozialer Konflikte wird in der Wissen-
schaft kontrovers beantwortet. Einer-
seits ist die Auffassung zu finden, 
daß alle gesellschaftlichen Konflikte 
auf einen grundlegenden Konflikt, näm-
lich den Widerspruch zwischen Pro-
duktivkräften und Produktionsverhält-
nissen, zurückzuführen sind. Anderer-
seits wird die Ansicht vertreten, daß es 
sich bei sozialen Konflikten um partielle 
Strukturprobleme handelt, die ein ge-
sellschaftliches Gleichgewicht nicht 
ausschließen und gesellschaftlichen 
Wandel ermöglichen. 

In einer weiteren Auffassung werden 
Konflikte als „dysfunktional" und als 
„abweichendes Verhalten" verstanden, 
welche das Funktionieren sozialer 
Systeme stören. Ferner begründet eine 
andere Auffassung die Existenz sozia-
ler und politischer Konflikte mit der 
Tatsache der Unvollkommenheit und 
Verschiedenheit der Menschen, die 
verschiedene Ziele verfolgen und die 
in unterschiedlichen Graden bereit 
sind, ihre Interessen ihren Einsichten 
oder den Interessen anderer unterzu-
ordnen. 

Dementsprechend sind auch die 
Folgerungen im Hinblick auf das Aus-
tragen von Konflikten unterschiedlich. 
Von den einen wird die Aufhebung der 
gesellschaftlichen Konflikte durch die 
Aufhebung des Grundwiderspruchs 
erwartet; andere wollen Einzelkonflikte 
durch Beseitigung sozialer Ursachen, 
die veränderbar sind, aufheben. Wieder 
andere streben Regelungen des Aus-
tragens von Konflikten an, da sie mei-
nen, eine Reihe von Konflikten sei nicht 
aufhebbar. 

Im Politik-Unterricht müssen unter-
schiedliche Konflikttheorien an konkre-
ten Beispielen diskutiert werden. Da-
bei sind sie insbesondere an der Ver-
fassungs- und Rechtsordnung zu mes-
sen. 

Mit der Konflikthaftigkeit des politi-
schen und gesellschaftlichen Lebens 
ist der Konsens über die Form der Kon-
fliktaustragung verbunden. Konflikt 
und Konsens stehen nicht im Gegen-
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satz zueinander. Der Grundkonsens 
unserer Gesellschaft umgreift die Tat-
sache, daß es Konflikte in unserer Ge-
sellschaft gibt. Der durch die Verfas-
sung gewährleistete Schutz der Mit-
glieder unserer Gesellschaft macht es 
notwendig, daß die Austragung von 
Konflikten begrenzt sein und nach Re-
geln ablaufen muß. Verfassungs- und 
Rechtsordnung bilden dadurch eine 
institutionelle Sicherung von Freiheit. 
Sie stecken den Rahmen ab für die 
jeweiligen geschichtlichen Chancen 
einer politischen Fortentwicklung der 
Gesellschaft mit den Mitteln und dem 
Ziel eines demokratischen und sozialen 
Rechtsstaates. Politik-Unterricht muß 
die Fähigkeit und Bereitschaft zur Wahl 
geeigneter Konzeptionen vermitteln. 
Er wird auf typische Konfliktformen 
vorbereiten, Lösungsstrategien erler-
nen lassen und möglichst auch Ge-
legenheit geben, das Verarbeiten von 
Enttäuschungen und Versagungen zu 
lernen. 

Jugendlichen fällt es häufig schwer, 
Politik als „ein starkes langsames 
Bohren von harten Brettern mit Leiden-
schaft und Augenmaß" (Max Weber) 
zu verstehen und die aus der Unvoll-
kommenheit vorläufiger Teillösungen 
oder dem Aufschieben von Konflikten 
erwachsenden affektiven Spannungen 
auszuhalten. Es sollte deshalb ein Ver-
halten angezielt werden, das durch 
ausgeprägte Differenzierungsfähigkeit 
bei der Einschätzung von Konflikten 
und durch Ich-Stärke bestimmt ist. 

Lernziele /. und II. Ordnung: 

6. 1 Fähigkeit, Konflikte als eine Form 
des gesellschaftlichen und poli-
tischen Prozesses zu erkennen. 

6.1.1 Erkennen, daß mit der Differen-
zierung der Gesellschaft die Mög-
lichkeit von Konflikten wächst. 

6.1 .2 Erkennen, daß Konflikte eine we-
sentliche Bedingung des gesell-
schaftlichen Wandels sind. 

6.1.3 Erkennen, daß Konflikte Elemente 
des gesellschaftlichen Pluralis-
mus sind. 

6.1.4 Erkennen, daß bei Konflikten die 
Kontrahenten gezwungen wer-
den, ihre Ansprüche immer wie-
der neu zu begründen. 

6.1 .5 Erkennen, daß Konflikte die In-
haber von Herrschaftspositionen 

(besonders in Staat und Wirt-
schaft) zwingen, ihre Herrschaft 
immer wieder zu legitimieren. 

6.2 Fähigkeit, diestrukturellenGrund-
lagen von Konflikten zu analy-
sieren. 

6.2.1 Fähigkeit, einzelne gesellschaft-
liche, wirtschaftliche und politi-
sche Konflikte zu analysieren. 

6.2.2 Fähigkeit, widerstreitende Grup-
pen bzw. Personen zu erkennen 
und die Anwendung ihrer Taktik 
zu erfassen. 

6.2.3 Erkennen, von welchen Ord-
nungsvorstellungen und histori-
schen Bedingungen die wider-
streitenden Gruppen ausgehen. 

6.3 Fähigkeit, die einem Konflikt 
zugrundeliegenden Interessen-
gegensätze und Machtverhält-
nisse zu erkennen und rational 
zu ihnen Stellung zu nehmen. 

6.3.1 Fähigkeit, die unterschiedlichen 
Interessenlagen zu erkennen. 

6.3.2 Prüfen, inwieweit den widerstrei-
tenden Gruppen unterschiedliche 
Machtmittel zur Verfügung ste-
hen und damit unterschiedliche 
Durchsetzungschancen gegeben 
sind. 

6.3.3 Bereitschaft, bei vielschichtigen 
Konflikten nicht auf idealen Lö-
sungen zu beharren, sondern er-
reichbare Kompromisse anzuer-
kennen. 

6.3.4 Erkennen, daß Konflikte auch auf 
Meinungsverschiedenheiten be-
ruhen können, die nicht endgül -
tig entscheidbar sind. 

6.4 Bereitschaft, sich am Austragen 
von Konflikten zu beteiligen. 

6.4.1 Fähigkeit und Bereitschaft, auf 
das Austragen von Konflikten 
Einfluß zu nehmen. 

6.4.2 Erkennen, daß die Erörterung von 
Meinungsverschiedenheiten, ins-
besondere bei politischen Kon-
flikten, der Urteilsbildung hilft. 

6.5 Bereitschaft, sich über die 
Möglichkeiten der Regelung von 
Konflikten zu informieren und 
entsprechend zu handeln. 

6.5.1 Erkennen, daß unterschiedliche 
Konfliktarten auch unterschied-
liche Konfliktregelungen erfor-
dern. 
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6.5.2 Bereitschaft, die Konsequenzen 
auf sich zu nehmen, die mit der 
Annahme einer Konfliktregelung 
verbunden sind. 

6.5.3 Erkennen, daß es politische Kon-
flikte gibt, die sich nicht für alle 
Beteiligten gleich gerecht und 
befriedigend lösen lassen und 
deshalb bereit sein, auch be-
grenzte Lösungen anzuerkennen. 

6.6 Fähigkeit und Bereitschaft, 
Möglichkeiten von Konflikt-
regelungen kritisch zu beurteilen 
und gegebenenfalls neue Wege 
zu prüfen. 

6.6.1 Erkennen, daß auch die Regelung 
von Konflikten dem gesellschaft-
lichen Wandel unterliegt. 

6.6.2 Bereitschaft, gegebenenfalls Un-
sicherheit und Nachteile hinzu-
nehmen, die mit der Nichteinhal-
tung alter oder mit der Erpro-
bung neuer Regeln verbunden 
sein können. 

6.6.3 Erkennen, daß Gerechtigkeit 
nicht das automatische Ergebnis 
bestimmter formaler Konfliktre-
gelungen sein muß. 
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2. 1. 7 Qualifikation 7 

Fähigkeit, eigene Glücksvor-
stellungen zu verfolgen, sofern 
dies nicht zu Lasten anderer 
geht, und Bereitschaft, dies 
auch anderen zuzugestehen und 
zu ermöglichen. 

Qualifikationsbeschreibung: 

Diese Qualifikation knüpft an Tradi-
tionen politischen Denkens an, die von 
der Antike bis weit in die Neuzeit rei-
chen. Während die anderen Qualifika-
tionen Fähigkeiten umreißen, die den 
Bürger in die Lage versetzen, die ihn 
umgebende Wirklichkeit als weitge-
hend politisch geformt zu erkennen, 
wird hier darauf verwiesen, daß die 
Politik nicht Selbstzweck oder Endziel 
menschlicher Existenz ist. Die Qualifi-
kation darf nicht als eine Aufforderung 
zu unpolitischem Denken und Handeln 
mißverstanden werden. Das Wort 
„Glück" ist eine Chiffre für Selbstver-
wirklichung, die über das Politische 
hinausreicht, seiner jedoch als Vorbe-
dingung bedarf; sie soll sichtbar ma-
chen, daß eine Verabsolutierung des 
Politischen in seinen Auswirkungen auf 
die Freiheit des einzelnen ebenso be-
drohlich sein kann wie eine grundsätz-
liche politische Abstinenz. 

Über Glück und Glücksansprüche 
haben die Menschen unterschiedliche 
Vorstellungen. Es gibt auch keine als 
allgemeingültig beweisbare Vorstel-
lung vom Glück. Wer Jugendliche er-
mutigen will, ihre Glücksansprüche zu 
verwirklichen, darf daher keine be-
stimmte Glücksvorstellung aufdrängen. 

In einer demokratischen Gesellschaft 
müssen im Bereich persönlicher Da-
seinsgestaltung stets viele Wege gang-
bar sein. Gleichwohl kann die Aufmerk-
samkeit auf bestimmte Erscheinungen 
moderner Gesellschaften gelenkt wer-
den, die vielen Menschen die Voraus-
setzungen erschweren, ihre Glücksvor-
stellungen zu verwirklichen. Hier sina 
z. B. eingeschränkte Lebensbedingun-
gen benachteiligter Schichten oder 
Gruppen, vermeidbare Entfremdungen 
am Arbeitsplatz oder Überbetonung 
des Leistungsprinzips zu nennen. 

Wenn der Jugendliche lernen soll, 
seinen Freiheitsspielraum schöpferisch 
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und selbständig zu gestalten, so muß 
er auch in der Lage sein, Gefahren der 
Entpersönlichung in unserer Welt zu 
erkennen. Dazu gehören Beeinflussun-
gen der persönlichen Bedürfnisse, z. B. 
beim Konsum und in der Freizeitge-
staltung, Konformitätszwänge wie 
Modeströmungen und anderes mehr. 
Dem Jugendlichen sollte nicht eine be-
stimmte Konzeption von Lebensglück 
nahegelegt werden; es sollte ihm viel-
mehr geholfen werden, entgegen den 
verschiedensten auf ihn wirkenden 
Einflüssen, die ihm erkennbar zu ma-
chen sind, selbst zu den Interessen 
und Wertvorstellungen zu finden, die 
er als den Sinn seines Lebens akzep-
tieren kann. 

Lernziele /. und II. Ordnung: 

7. 1 Fähigkeit, die Bedeutung 
allgemeiner gesellschaftlicher 
Bedingungen für die eigene 
Lebensgestaltung zu erkennen. 

7 .1.1 Erkennen, daß persönliche Glücks-
vorstellungen durch geschicht-
liche und gegenwärtige gesell-
schaftliche Faktoren mitgeprägt 
sind. 

7.1 .2 Erkennen, daß das Verfolgen per-
sönlicher Glücksvorstellungen 
auch von politischen Bedingun-
gen abhängig ist. 

7.1.3 Erkennen, daß wirtschaftliche 
Faktoren die Verwirklichung von 
Glücksvorstellungen mitbestim-
men. 

7.2 Möglichkeiten zur Verwirklichung 
der eigenen Glücksansprüche 
erkennen und nutzen. 

7.2.1 Die Bedeutung der verschiedenen 
Lebensbereiche, wie z.B. Familie, 
Beruf, Bildung, Freizeit, für die 
eigene Person beurteilen können 
und versuchen, sie entsprechend 
den eigenen Vorstellungen zu ge-
stalten. 

7.2.2 Bereitschaft, die eigenen Wün-
sche, Hoffnungen und Ansprüche 
an der Wirklichkeit zu messen. 

7.2.3 Feinfühligkeit für die fließenden 
Grenzen von Privatsphäre und 
Öffentlichkeit entwickeln. 

7.2.4 Erkennen, daß die Politik ledig-
lich ein Mittel ist, um die Selbst-
verwirklichung zu ermöglichen. 

7.2.5 Erkennen, daß die Verabsolutie-
rung des Politischen eine Gefahr 
für die freie Entfaltung der Per-
sönlichkeit bedeutet und totali-
täre Gesellschaftsformen fördert. 

7.3 Fähigkeit und Bereitschaft, die 
Glücksansprüche anderer zu 
erkennen und ernst zu nehmen. 

7.3.1 Fähigkeit zu sehen, daß in einer 
differenzierten Gesellschaft die 
Vorstellungen von Glück der ein-
zelnen Bürger verschieden sind. 

7.3.2 Bereitschaft, den Eigenwert an-
derer Vorstellungen von Glück 
zu achten. 

7.3.3 Fähigkeit und Bereitschaft zu 
prüfen, ob eigene Glücksan-
sprüche denen anderer entge-
genstehen . 

7.3.4 Bereitschaft, gegenüber Formen 
der Selbstverwirklichung, die von 
den eigenen Vorstellungen ab-
weichen, tolerant zu sein, sofern 
dies nicht unvertretbar zu Lasten 
Dritter geht. 

7.3.5 Bereitschaft, gegebenenfalls sei-
ne eigenen Glücksansprüche zu-
gunsten anderer zurückzustellen. 

7.3.6 Bereitschaft, daran mitzuwirken, 
daß auch die Voraussetzungen 
für die Selbstverwirklichung an-
derer verbessert werden. 

7.4 Erkennen, daß es ein wichtiges 
Prinzip der pluralistischen 
Gesellschaftsordnung sein muß, 
daß unterschiedliche Vorstel-
lungen von Glück nebenein-
ander verfolgt werden können. 

7.4.1 Fähigkeit, unterschiedl iche ge-
sellschaftliche und politische 
Ziele auf verschiedene Vorstel-
lungen der Menschen von Glück 
zurückzuführen und mit den ei-
genen Vorstellungen zu verglei-
chen. 

7.4.2 Erkennen, welche Konsequenzen 
für die gesellschaftliche, recht-
liche und politische Ordnung sich 
aus der Unterschiedlichkeit der 
Glücksvorstellungen in der Ge-
sellschaft ergeben. 
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2. 1.8 Qualifikation 8 

Fähigkeit und Bereitschaft, 
angesichts von persönlichen 
oder gesellschaftlichen Pro-
blemen Eigeninitiativen zu ent-
wickeln und - unter ständiger 
Prüfung der Realisierbarkeit -
geeignete Wege zu ihrer 
Verwirklichung zu gehen. 

Oualifikationsbeschreibung: 

Es ist die Befähigung gemeint, ange-
sichts von persönlichen und gesell-
schaftlichen Problemen die Frage der 
eigenen Zuständigkeit zu prüfen und 
gegebenenfalls Eigeninitiativen zu ent-
wickeln. Dadurch kann in einzelnen 
Fällen die Regelung durch übergeord-
nete Institutionen überflüssig werden, 
andererseits kann sie in der Mehrzahl 
der Fälle durch die individuelle Initiative 
eine stärkere Wirksamkeit, evtl. auch 
eine Veränderung erfahren. Die Be-
fähigung zielt darauf, den Freiraum, 
den der einzelne in der pluralen Ge-
sellschaft hat, auszufüllen: Er hilft sich 
selbst, wenn dies geschehen kann, er 
läßt sich helfen, wenn es nötig ist, und 
er ergreift eigene Initiative, wenn Pro-
blemlösungen nur gesellschaftlich 
möglich sind. 

Die Verhaltensdisposition erfordert 
die Fähigkeit zur sachgemäßen Ein-
schätzung der persönlichen und der 
gesellschaftlichen Situation. Die Rege-
lung persönlicher Probleme durch 
Eigeninitiative setzt die Fähigkeit vor-
aus, hemmende Faktoren zu erkennen 
und ihnen entgegenzuwirken (z. B. 
Trend zum scheinbaren Perfektionis-
mus durch globale Lösungen; Neigung, 
sich lieber helfen zu lassen, als eigene 
Anstrengungen einzusetzen). 

Häufig wird bei der Bereitschaft zur 
Eigeninitiative deutlich, daß Problem-
lösungen und besonders die Verän-
derung bedrückender Situationen nur 
in Solidarität mit anderen gelingen 
kann. 
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Lernziele /. und II. Ordnung: 

8. 1 Bereitschaft, gesellschaftliche 
Probleme als eigene zu erkenen, 
auch wenn diese vom Staat oder 
anderen übergeordneten 
Institutionen und Vereinigungen 
geregelt scheinen. 

8.1.1 Prüfen, ob und inwieweit politi-
sche Ziele in einem Spannungs-
verhältnis zueinander stehen. 

8.1.2 Erkennen, daß gesellschaftliche 
Zielkonflikte zur Eigeninitiative 
herausfordern. 

8.1.3 Kenntnisse über die Grundstruk-
turen und die wesentlichen zu-
sammenhänge unserer Wirt-
schaftsordnung, ihre Voraus-
setzungen und Grenzen und ihre 
Bedeutung für die Regelung ge-
sellschaftlicher Probleme. 

8.1.4 Kenntnisse der wichtigsten Steu-
erungsmittel der Wirtschaftspol i-
tik (Konjunkturpolitik, Struktur-
politik) und ihrer Nebenwirkungen. 

8.1.5 Kenntnisse über die staatliche 
Umverteilung, ihre Grenzen und 
ihre Veränderbarkeit. 

8.1 .6 Fähigkeit, die vom Staat bereit-
gestellten 1 nstitutionen der Da-
seinsvorsorge in Anspruch zu 
nehmen. 

8.1.7 Fähigkeit, mögliche Spannungen 
zwischen öffentlicher Daseins-
vorsorge und privaten Ansprü-
chen zu erkennen. 

8.1.8 Kenntnisse über die Möglichkei-
ten und Grenzen beruflicher Aus-
bildung und Weiterbildung und 
ihre Bedeutung für den einzelnen. 

8.2 Fähigkeit und Bereitschaft, 
persönliche und gesellschaftliche 
Probleme in eigener Initiative 
anzugehen. 

8.2.1 Fähigkeit und Bereitschaft, sozia-
le und wirtschaftliche Probleme 
selbst anzugehen. 

8.2.2 Fähigkeit und Bereitschaft, die 
Eigeninitiative für gemeinsames 
Handeln zu nutzen. 

8.2.3 Fähigkeit und Bereitschaft, die 
Möglichkeiten individueller Da-
seinsvorsorge zu nutzen. 

• 



2. 1.9 Qualifikation 9 

Fähigkeit und Bereitschaft, in 
unterschiedlichen sozialen 
Gruppen mitzuarbeiten, dabei 
Belastungen auszuhalten, Mög-
lichkeiten zur Selbstverwirk-
lichung zu nutzen und Toleranz 
zu üben. 

Qualifikationsbeschreibung: 

Politische Bildung verwirklicht sich 
im Bereich von sozialen Gebilden. Sie 
wird in Gruppenprozessen angestoßen 
und beeinflußt. Die dabei auftretenden 
Affekte und Empfindungen bleiben oft 
unbewußt, sind aber oft gleichwohl 
entscheidend für vermeintlich rationa-
les Handeln. Es ist eine wichtige Auf-
gabe des Politik-Unterrichts, sie durch 
entsprechende Sozialerziehung unter 
Einschluß emotionalen Lernens be-
wußter und damit besser verfügbar zu 
machen. 

Dabei zielt die Qualifikation beson-
ders auf die Fähigkeit zur Toleranz, 
denn ohne diese ist ein Zusammen-
leben und -arbeiten von Menschen 
unterschiedlicher Auffassungen und 
Meinungen in gesellschaftlichen Grup-
pen und im Staat nicht möglich. 

Um Toleranz nicht nur zu proklamie-
ren, sondern in den verschiedenen 
Lebenssituationen auch konkret ver-
wirklichen und durchhalten zu können, 
müssen die Voraussetzungen beachtet 
werden, die tolerantes Verhalten des 
einzelnen erst ermöglichen. Grund-
legend sind hierdie Einsicht, daßandere 
ein Recht auf eigene Auffassungen 
haben, sowie die Kontrolle eigener Ge-
fühle. Dazu gehört eine gesteigerte 
Feinfühligkeit sowohl für die eigenen 
Empfindungen und Bedürfnisse als 
auch für die der anderen Gruppenmit-
gl ieder. 

Voraussetzung der Toleranz ist daher 
die lchstärke, die einerseits die für die 
Mitarbeit in der Gruppe notwendige 
Offenheit ermöglicht, andererseits die 
ebenso notwendige Selbstbehauptung 
des einzelnen garantiert. Denn soziale 
Zwänge in Gruppen können so mächtig 
werden, daß sie den einzelnen bei-
spielsweise zu einer Anpassung wider 
Einsicht und Willen also zu bloßer 

Scheintoleranz, oder zu Abwehrer-
scheinungen, wie z. B. zu Aggressionen 
zwingen können. 

Wenn tolerantes Verhalten in Grup-
pen praktisch eingeübt wird, kann sich 
daraus eine Grundeinstellung entwik-
keln, die eine wichtige Vorbedingung 
für eine gewaltfreie politische Öffent-
lichkeit bildet. 

Zu den Belastungen, die in Gruppen-
prozessen auszuhalten sind, kann auch 
der Gegensatz zwischen der Selbst-
einschätzung und der Fremdein-
schätzung der eigenen Person durch 
andere gehören. Solche oft enttäu-
schenden Erfahrungen können ent-
weder zu einer Abwehrhaltung führen 
oder aber eine Selbstkorrektur ermög-
lichen. Einführung und gegenseitige 
Hilfe der Gruppenmitglieder sind Mittel, 
die damit verbundenen Veränderungen 
und Erweiterungen des lchbildes zu 
erleichtern. 

Lernziele /. und II. Ordnung: 

9. 1 Fähigkeit und Bereitschaft, in 
einer sozialen Gruppe die Rollen-
erwartungen zu erfüllen, den 
Verhaltensanforderungen zu 
genügen und die Folgen zu 
erkennen und auf sich zu nehmen 
die bei Nichteinhaltung eintreten. 

9.1.1 Fähigkeit und Bereitschaft, in ver-
schiedenen sozialen Gruppen 
unterschiedliche Rollenerwar-
tungen zu erfüllen, den Verhal-
tensanforderungen zu genügen 
und die Folgen zu erkennen und 
auf sich zu nehmen, die bei Nicht-
einhaltung eintreten. 

9.1 .2 Fähigkeit und Bereitschaft, das 
in der Rolle gesellschaftlich zu-
gemutete zu prüfen und von hier, 
falls nötig, zu Rollendistanz und 
Rollenveränderung zu gelangen. 

9.2 Fähigkeit und Bereitschaft, in 
einer sozialen Gruppe andere 
Auffassungen zu dulden. 

9.2.1 Fähigkeit und Bereitschaft, in 
einer sozialen Gruppe Mitglieder, 
die nicht den Gruppennormen 
entsprechend denken und han-
deln, in ihrer Eigenart zu achten 
sowie ihre besondere Funktion 
für die Gruppe zu erkennen und 
zu nutzen. 
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9.2.2 Fähigkeit und Bereitschaft, in 
einer sozialen Gruppe Mitglieder, 
die nicht den eigenen Wertvor-
stellungen entsprechend denken 
oder handeln, in ihrer Eigenart 
zu achten. 

9.3 Erkennen, daß Belastungen des 
lchbildes zu bestimmten psychi-
schen Reaktionen führen können, 
z. B. zu Aggressionen, Trotz, 
Verleugnung, Projektionen, 
Flucht oder Apathie. 

9.3 .1 Fähigkeit und Bereitschaft, neue 
Real itäten zu sehen und anzuer-
kennen sowie Möglichkeiten zur 
Veränderung und Erweiterung 
des lchbildes auszunutzen. 

9.3.2 Fähigkeit und Bereitschaft, Iden-
titätskrisen von Gruppenmitglie-
dern zu erkennen, zu verstehen 
und bei ihrer Bewältigung zu 
helfen. 
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2.1.10 Qualifikation 10 

Fähigkeit und Bereitschaft, 
Vorurteile gegenüber anderen 
Gruppen und Gesellschaften 
abzubauen, die Bedingungen 
ihrer Andersartigkeit zu 
erkennen, für eine gerechte 
Friedensordnung und für die 
Interessen benachteiligter 
Gruppen und Völker einzutreten. 

Qualifikationsbeschreibung: 

Die Bereitschaft, soziale Vorurte ile 
abzubauen, setzt die Fähigkeit voraus, 
bestimmte Einstellungen zu anderen 
Gruppen und Gesellschaften als Vor-
urteile zu erkennen. Das Abbauen von 
Vorurteilen wird besonders dadurch 
erschwert, daß der Urteilende seine 
Einstellungen oft subjektiv redlich ver-
tritt, ohne sie der eigenen Reflexion 
oder der Kritik anderer zu unterwerfen. 

Auf dem Gebiet der internationalen 
Beziehungen ist die Bereitschaft zum 
Abbau von Vorurteilen eine Voraus-
setzung von Friedenssicherung und 
Entspannung und wird angesichts des 
Umfangs der internationalen Verflech-
tung und übernationalen Zusammen-
arbeit (EG, UNO) immer wichtiger. 

Um der naiven Übertragung eigener 
Wertmaßstäbe auf das Denken und 
Fühlen von Mitgliedern anderer Grup-
pen oder Gesellschaften entgegenzu-
wirken, ist die Fähigkeit zur Einfühlung 
(Empathie) notwendig. Sie bedeutet 
nicht das kritiklose Respektieren frem-
der Zustände und Interessenlagen, 
sondern ein besseres Verstehen durch 
die Analyse der jeweils zugrundelie-
genden Bedingungen (ethnische, geo-
graphische, historische und soziokul-
turelle Faktoren). Während in der Qua-
lifikation 9 die Toleranz gegenüber den 
Mitgliedern der eigenen Gruppe ange-
sprochen ist, steht hier die Fähigkeit 
zur Toleranz gegenüber Mitgliedern 
anderer Gruppen und Gesellschaften 
im Vordergrund. 

Einfühlung bleibt folgenlos, wenn sie 
nicht zu einem Eintreten für Gerech-
tigkeit führt. Diese Einstellung ist näher 
gekennzeichnet durch die Bereitschaft, 
für Interessen Benachteiligter Partei zu 
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ergreifen und Diskriminierungen abzu-
bauen. 

Die beschriebene Verhaltensdispo-
sition bezieht sich ebenso auf Gruppen 
in der eigenen Gesellschaft und in 
anderen Gesellschaften wie auf inter-
nationale Beziehungen. 

Das Eintreten für eine gerechte 
Friedensordnung setzt voraus, sowohl 
die Notwendigkeit einer solchen Ord-
nung wie die Möglichkeiten zu ihrer 
Realisierung erkennen zu können. Es 
umschließt die Bereitschaft, sich für 
Unterdrückte einzusetzen und notwen-
dige strukturelle Veränderungen hin-
zunehmen und zu vertreten, auch wenn 
solche Veränderungen eigene Ein-
schränkungen mit sich bringen. Struk-
turveränderungen können auch die 
Folge von veränderten internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen sein, die z. B. 
Entwicklungsländern eine größere 
Chance wirtschaftlichen Aufschwungs 
eröffnen. 

Lernziele /. und II. Ordnung: 

10. 1 Fähigkeit und Bereitschaft zu 
erkennen, daß eine sachgemäße 
Analyse und Beurteilung der 
Beziehungen zu anderen 
Gruppen und Gesellschaften mit 
einer Veränderung überlieferter 
Denk- und Verhaltensformen 
zusammenhängen kann. 

10.1.1 Kenntnis der wichtigsten Bezie-
hungen zu anderen Gruppen und 
Gesellschaften, insbesondere 
der internationalen Beziehungen. 

10.1.2 Bereitschaft, Wir- und Fremd-
bilder, insbesondere evtl. Feind-
bilder, auf ihren Realitätsgehalt 
zu überprüfen und am Abbau von 
Vorurteilen mitzuwirken. 

10.2 Fähigkeit, andere Gruppen und 
Gesellschaften nicht ungeprüft 
an eigenen Wertmaßstäben und 
Denkgewohnheiten zu messen. 

10.2.1 Fähigkeit und Bereitschaft zur 
Einfühlung in die Situation und 
Lebensart von Mitgliedern ande-
rer Gruppen und Gesellschaften. 

10.2.2 Fähigkeit und Bereitschaft, eigene 
und fremde Wertmaßstäbe und 
Denkgewohnheiten, tradierte 
Sitten und Gebräuche etc. nicht 
als naturgegeben, sondern als 
historisch geworden zu betrach-

ten und in ihrer Eigenart zu re-
spektieren. 

10.3 Fähigkeit und Bereitschaft, für 
Gerechtigkeit und Frieden im 
innergesellschaftlichen wie im 
Bereich internationaler 
Beziehungen einzutreten. 

10.3.1 Fähigkeit, Interessenkonflikte zwi-
schen Industrieländern und Ent-
wicklungsländern zu erkennen. 

10.3.2 Fähigkeit und Bereitschaft zu 
prüfen, auf welche Weise sich 
Entwicklungshilfe an den Bedürf-
nissen der Entwicklungsländer 
orientieren muß, wenn sie erfolg-
reich sein soll. 

10.3.3 Bereitschaft, die für die Notwen-
digkeit der internationalen Sicher-
heit erforderlichen Verhaltens-
leistungen zu erbringen (Bereit-
schaft zu Wehrdienst, sozialen 
Diensten, Entwicklungsdienst). 

10.3.4 Fähigkeit zur Analysewirtschaft-
licher, sozialer und politischer 
Strukturen unter der Fragestel-
lung, inwieweit Strukturverände-
rungen in der eigenen Gesell-
schaft als Beitrag zur Sicherung 
von Frieden und Gerechtigkeit 
notwendig oder wünschenswert 
sind. 
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2.2 Übersicht über die 
Qualifikationen 

Qualifikation 1 

Fähigkeit und Bereitschaft, gesell-
schaftliche und politische Ordnungen 
einschließlich ihrer Zwänge und 
Herrschaftsverhältnisse nicht unge-
prüft hinzunehmen, sondern auf ihren 
Sinn, ihre Zwecke und Notwendig-
keiten hin zu befragen und die ihnen 
zugrunde liegenden Interessen, 
Normen und Wertvorstellungen 
kritisch zu überprüfen. 

Qualifikation 2 

Fähigkeit und Bereitschaft, die 
Chancen zur Einflußnahme auf gesell-
schaftliche und politische Ent-
scheidungsprozesse und Herrschafts-
verhältnisse zu erkennen, zu nutzen 
und zu erweitern. 

Qualifikation 3 

Fähigkeit und Bereitschaft, sprach-
liche und nichtsprachliche Kommu-
nikation auf ihren ideologischen 
Hintergrund hin zu durchschauen. 

Qualifikation 4 

Fähigkeit und Bereitschaft, in 
politischen Alternativen zu denken, 
Partei zu ergreifen und gegebenen-
falls auch angesichts von Wider-
ständen und persönlichen Nachteilen 
zu versuchen, Entscheidungen nach 
demokratischen Regeln zu verwirk-
lichen. 

Qualifikation 5 

Fähigkeit und Bereitschaft, einer-
seits eigene Rechte und Interessen -
nach Möglichkeit solidarisch und 
kompromißbereit - wahrzunehmen 
und andererseits gesellschaftliche 
Interessen als eigene zu erkennen 
und ihnen gegebenenfalls Vorrang 
zu geben. 
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Qualifikation 6 

Fähigkeit, die gesellschaftliche 
Funktion von Konflikten zu erkennen, 
und die Bereitschaft, sich durch Wahl 
angemessener Konzeptionen an der 
Austragung von Konflikten zu 
beteiligen. 

Qualifikation 7 

Fähigkeit, eigene Glücksvor-
stellungen zu verfolgen, sofern dies 
nicht zu Lasten anderer geht, und die 
Bereitschaft, dies auch anderen 
zuzugestehen und zu ermöglichen. 

Qualifikation 8 

Fähigkeit und Bereitschaft, ange-
sichts von persönlichen oder gesell-
schaftlichen Problemen Eigeninitiati-
ven zu entwickeln und - unter ständiger 
Prüfung der Realisierbarkeit - geeig-
nete Wege zu ihrer Verwirklichung 
zu gehen. 

Qualifikation 9 

Fähigkeit und Bereitschaft, in unter-
schiedlichen sozialen Gruppen 
mitzuarbeiten, dabei Belastungen 
auszuhalten, Möglichkeiten zur 
Selbstverwirklichung zu nutzen und 
Toleranz zu üben. 

Qualifikation 1 O 

Fähigkeit und Bereitschaft, Vor-
urteile gegenüber anderen Gruppen 
und Gesellschaften abzubauen, die 
Bedingungen ihrer Andersartigkeit zu 
erkennen, für eine gerechte Friedens-
ordnung und für die Interessen be-
nachteiligter Gruppen und Völker 
einzutreten. 



3. Zur Handhabung der Richtlinien 

3. 1 Lernziele und Inhalte 

Lernzielkataloge können nie voll-
ständig sein. Zum Zwecke der Unter-
richtsplanung muß der Lehrer in der 
Regel neue Lernziele hinzuformulieren. 
Dabei ist es notwendig, daß diese Lern-
ziele auf das Sinnverständnis der Quali-
fikationen ausgerichtet sind. Insofern 
sind diese verbindlicher Bezugspunkt 
der Unterrichtsplanung. 

Die vorliegenden Lernziele 1. und 
II . Ordnung enthalten relativ abstrakte 
Inhaltskomponenten und Verhaltens-
beschreibungen, die als langfristig zu 
erreichende Ziele von Unterricht an-
zusehen sind. Sie eignen sich nicht als 
Beschreibung von erwarteten Ergeb-
nissen am Ende einer einzelnen Lern-
sequenz. 

Um diese Erwartungen konkreter 
formulieren zu können, bedarf es der 
weiteren Entfaltung von Lernzie len 
1. und II. Ordnung. Dazu müssen be-
stimmte Inhalte bereitgestellt werden. 
Die Richtlin ien sehen davon ab, solche 
Inhalte im Sinne eines „Themenkata-
logs" verbindlich zu machen, und zwar 
aus folgenden Gründen: 

(1) Die Fülle des für den Politik-Unter-
richt zu Verfügung stehenden Wissens 
zwingt zur Auswahl. 

(2) Die Fixierung eines Themenkata-
logs würde die Planung des Lehrers 
und eine Mitbeteiligung der Schüler bei 
der Planung des Unterrichts unnötig 
einengen. 

(3) Die didaktische Verwertung ak-
tueller politischer Fragen wird durch 
eine Themenfestlegung sehr erschwert. 

Es wäre verfehlt, allen denkbaren 
Gegenständen gleiche Bedeutung für 
den Politik-Unterricht beizumessen. Es 
ist notwendig, Inhalte nach der politisch-
gesellschaftlichen Bedeutung auszu-
wählen, zu gewichten und in einen 
sinnvollen Zusammenhang zu bringen. 
Um das Auffinden von Inhalten nicht 
von bloßen Einfällen abhängig zu ma-
chen, wird ein systematisches Ver-
fahren gewählt. Die große Fülle denk-
barer Situationen politischen Lernens 
und Handelns wird zu Situationsfeldern 
zusammengefaßt, und die allgemeinen 
Absichten politisch-gesellschaftl icher 
Aktivität werden in Handlungsinten-
tionen beschrieben. Mit Hilfe einer 
Matrix können nun wesentliche Inhalte 
für den Unterricht aufgefunden werden. 
In der zweiten abgebildeten Matrix sind 
einige Beispiele für mögliche Inhalte 
aufgeführt. 

Matrix zur Auffindung von Unterrichtsinhalten: 

Situations-
felder Interna-

tionale 
Handlungs- Öffent- Be-
intentionen Schule Familie Freizeit Beruf lichkeit ziehungen 

1 nteraktion 
-

Kommunikation 

Vorsorge 

Konsum 

Produktion 

Mitbestimmung 

Organisation 
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Matrix zur Auffindung von Unterrichtsinhalten, die mit Beispielen gefüllt ist: 

"\ Situations-

1 

1 felder Interna-
tionale 

Handlungs- Öffent- Be-
intentionen Schule Familie Freizeit Beruf lichkeit ziehungen 
--
1 nteraktion Lehrer- Erziehungs- Sportclub formelle, Konflikt/ Konfl ikt/ 

und praktiken; informelle Konsens; Koexistenz 
Schüler- Genera- Gruppe Minder-
rolle tionen- am heiten 

problem Arbeits- und 
platz Rand-

gruppen; 
Resoziali-
sierung 

Kommunikation Unter- Sprach- Unterhai- Kommuni- Massen- Ideologien 
richts- Stile tung, Frei- kation medien 
sprache; zeitaktivi- am 
Lehrbuch täten und Arbeits-

ihre Leit- platz 
bilder 

Versorge Chancen- Wahrneh- Gesund- Berufs- Umwelt- Entwick-
verteilung mung von erhaltung wahl ; schutz, lungshilfe; 

Bildungs- Sozialver- Soziale Hilfsorgani-
chancen; sicherung; Sicherheit; sationen, 
Ver- Weiter- Verb rau- Friedens-
mögens- bildung eher- siehe-
bildung schutz rung 

Konsum Bildungs- Privater Massen- Beruf und Aufgaben Welt-
werbung Haushalt; tourismus Status; des währung 

Status- Lebens- Staats; 
symbole unterhalt Markt 

Produktion Sozialisa- Sozialisa- Freizeit- Arbeits- Staatliche Welt-
tion tion industrie leistung: Wirt- handel 

Leistungs- schafts-
lohn; So- politik; 
ziallohn Gesetz-

gebung 

Mitbestimmung SMV Rollenver- Willens- Mitbestim- Wahl; Bündnisse 
teilung bildung mung im politische 
und in der Betrieb; Beteiligung; 
Autoritäts- Spiel- Tarifaus- Parteien 
strukturen gruppe einander- im parla-

setzungen; mentari-
Streik sehen 

System 

Organisation Schule als Ordnungs- Arbeitszeit- Hierarchie; Rechts- UN 
Organisa- strukturen regelung Team- staat, 
tion der und arbeit parlamen-

Familie Freizeit !arisches 
System 
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Die Richtlinien stellen also einen 
Katalog von Lernzielen und ein Instru-
ment zur Ermittlung von Inhalten zur 
Verfügung. In diesem Rahmen ist es 
für Lehrer und andere Betroffene mög-
lich, den weiteren Ablauf einer curri-
cularen Planung von Unterricht in eige-
ner Kompetenz zu gestalten. Dadurch 
wird der didaktische Freiraum der Un-
terrichtspraxis wesentlich vergrößert, 
es stellt sich aber auch ein erhöhter 
Anspruch an die pädagogische und 
politische Verantwortung aller Beteilig-
ten. 

Die weiteren Planungsschritte wer-
den in den „Planungsmaterialien" aus-
führlich dargestellt. Inhaltlich haben 
diese Materialien nur Beispielcharakter. 
Sie stellen Vorschläge dar, die über-
nommen oder nach den jeweiligen 
Voraussetzungen verändert werden 
können. 

Wichtig ist, daß die Richtlinien In-
strumente bereitstellen, die den Leh-
rern eigene Entscheidungen ermög-
lichen. Dabei handelt es sich beson-
ders um zwei Arbeitsvorgänge, näm-
lich um die Bestimmung von Unter-
richtsthemen und um die Konkretisie-
rung von Lernzielen. Außerdem sind 
Fragen der Unterrichtsorganisation zu 
klären. 

3.2 Bestimmung von Unter-
richtsthemen 

Die „U nterrichtsthemen" müssen von 
den „Unterrichtsinhalten" unterschie-
den werden. „Inhalt" ist der Sachge-
genstand, während ein „Thema" die 
Unterrichtsaufgabe als Frage, als Im-
puls, als Zielrichtung usw. bereits ent-
hält. Mit Hilfe von Situationsfeldern und 
Handlungsintentionen werden noch 
keine Unterrichtsthemen, sondern zu-
nächst Inhalte ermittelt. Erst durch die 
Problematisierung der Inhalte und 
durch den pädagogischen Bezug auf 
die jeweilige Altersstufe usw. werden 
Themen für einzelne Unterrichtsreihen 
gewonnen. Z. B. weist die Handlungs-
intention „Kommunikation" im Situa-
tionsfeld „Schule" auf die Medien 
sprachlicher Verständigung über Lern-
gegenstände und Handlungsabsichten 
in Unterricht und Schule; hierzu ge-
hören Lehrbuch, Schülerzeitung, Un-
terrichtssprache, Wandzeitung, „Rund-
lauf" u. a. 

Wird z. B. der Inhalt „Lehrbuch" ge-
wählt, so muß darauf die für die Hand-
lungsintention „Kommunikation" ge-
eignete Qualifikation aus dem Lernziel-
katalog hinzugezogen werden, hier 
also Qualifikation 3: „Fähigkeit und Be-
reitschaft, sprachliche und nichtsprach-
liche Kommunikation auf ihren ideolo-
gischen Hintergrund hin zu durchschau-
en". Im Blick auf dieses generelle Ziel 
besteht die Aufgabe des Unterrichts 
in der ideologiekritischen Untersu-
chung der von den Schülern benutzten 
Lehrbücher, etwa unter dem Thema: 
„Vermittelt unser Lehrbuch zuverläs-
sige Information?" Durch diese Frage 
kann aus dem Zweifel an der Zuver-
lässigkeit und Objektivität von Lehr-
buchinhalten eine Arbeitsaufgabe er-
wachsen. 

Ob ein Thema für eine bestimmte 
Lerngruppe in einer bestimmten Schu-
le zu einem bestimmten Zeitpunkt ge-
eignet ist, muß in der jeweiligen Situa-
tion nach Auswahlkriterien wie Sozial -
erfahrung, Interessenlage, Aktualität, 
Zukunftsbedeutsamkeit, Konflikthaltig-
keit, Handlungsmöglichkeiten usw. ge-
prüft werden. Unter 4.3 findet sich da-
zu eine Empfehlung für die Klassen 9 
und 10. 

3.3 Das „Kleinarbeiten" 
der Lernziele 

Das jeweilige Thema enthält bereits 
den Bezug zu Qualifikationen. Der 
nächste Schritt ist, den Zielkatalog 
mindestens einer Qualifikation darauf-
hin zu überprüfen, welche Lernziele 
II. Ordnung zur weiteren Konkretisie-
rung mit Hilfe der im Thema problema-
tisierten Sachverhalte geeignet sind. 

Z. B. würde das Lernziel 3.5.3 „Er-
kennen, daß Informationen auch will-
kürlich selektiv vermittelt werden kön-
nen, und Feststellen der zugrundelie-
genden Gewichtungen, Absichten und 
Vorurteile" folgendermaßen konkreti-
siert werden können: 

1. Den selektiven Charakter der In-
formationsvermittlung eines Lehrbuchs 
feststellen . 

2. Im Lehrbuch sprachliche Elemente 
heraussuchen, die eine Wertung oder 
Haltung ausdrücken. 

3. Eine Verallgemeinerung formulie-
ren , die den gemeinsamen Nenner 
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dieser Elemente widergibt und dadurch 
die Tendenz (Voreingenommenheit o. ä.) 
kennzeichnet. 

4. Hypothesen über die Motive und 
Absichten der Informationswahl auf-
stellen. 

Auf diesem Wege können also ver-
schiedenartige Lernziele für den kon-
kreten Unterricht gewonnen werden, 
bei denen gesichert bleibt, daß durch 
sie die Qualifikationen als Ziele des 
politischen Lernens vermittelt werden. 

Konkretisierte Lernziele beschreiben 
Unterrichtsaufgaben und legen die 
Richtung fest, in der Lernergebnisse 
im Hinblick auf Fähigkeiten, Fertig-
keiten und Einstellungen erwartet wer-
den. Ob es angemessen und möglich 
ist, ein konkretisiertes Lernziel zu ope-
rationalisieren, muß im Einzelfall ent-
schieden werden. Durch Operationali-
sierung wird das Ziel eines organisier-
ten Lernprozesses in beobachtbaren 
Verhaltensleistungen beschrieben, 
ferner müssen Lernbedingungen (z. B. 
erlaubte Hilfsmittel) und der Bewer-
tungsmaßstab angegeben werden. Der 
Vorzug der Operationalisierung kann 
in der exakten Formulierung unterricht-
licher Absichten und in der Möglichkeit 
einer genauen Kontrolle der Ergebnisse 
des Unterrichts liegen. Allerdings wer-
den mit zunehmender Komplexität 
und Problemhaltigkeit der Aufgaben 
des Faches Politik die Grenzen der 
Operationalisierung schnell erreicht. 

3.4 Unterrichtsorganisation 

Auf der Grundlage der konkretisier-
ten LernzielP sind weitere Entschei-
dungen über die Organisation des Lern-
prozesses notwendig. Auch hier wollen 
die Richtlinien nur didaktische Anre-
gungen geben. Sie halten eine lern-
theoretisch stichhaltige Unterrichts-
struktur, eine offene Planung unter 
Mitwirkung der Schüler. einen sozial-
integrativer Unterrichtsstil, Problem-
orientiertheit und, falls möglich, Projekt-
charakter des Unterrichts für notwen-
dig. Welche Einschränkungen und Er-
weiterungen sich im Einzelfall ergeben, 
muß vom Lehrer oder der planenden 
Gruppe entschieden werden . 
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4. Themen und Lernsequenzen 

4. 1 Einführung in den 
Themenkatalog 

4. 1. 1 Strukturmerkmale 

Nach dem Verständnis der Richt-
linien kann ein Themenkatalog nur als 
Empfehlung gelten. Mit Hilfe der in ihm 
vorgegebenen Strukturmerkmale kann 
ein Jahresplan erarbeitet werden, wel-
cher den jeweiligen Gegebenheiten 
und Bedürfnissen einer Klasse oder 
einer Schule angepaßt ist. 

Die Strukturmerkmale des vorliegen-
den Katalogs sind Situationsfelder und 
Handlungsintentionen. Sie geben den 
Rahmen für die Unterrichtsplanung der 
einzelnen Jahrgangsstufen ab. 

Situationsfelder sind Komplexe ge-
sellschaftlicher Lebenssituationen, auf 
die Unterricht vorbereiten soll. Dabei 
werden im Hinblick auf den Schüler 
gegenwärtige und zukünftige Situa-
tionen berücksichtigt; gegenwärtige 
Situationen können ein Erfahrungsfeld 
mit hohem Motivationswert und 
Übungsmöglichkeiten bieten. 

Die Situationsfelder sind keine in 
sich abgeschlossenen Bereiche; sie 
stehen in wechselseitiger Abhängigkeit 
zueinander. Es gibt z. B. Beziehungen 
und Abhängigkeiten zwischen Schule 
und Öffentlichkeit oder zwischen Be-
ruf und Freizeit. Diese Interdependenz 
ist daher bei der Aufschließung der 
Unterrichtsthemen zu beachten. 

Die Reihenfolge der Situationsfelder 
richtet sich nach Kriterien wie zuneh-
mende Komplexität, Abstraktheit und 
Allgemeinheit. Ein weiteres Kriterium 
ist die Abnahme der direkten und Zu-
nahme der vermittelten Information 
über die Situationsfelder. 

Der Gesichtspunkt der Aktualität 
wird immer dann eine Abwandlung der 
ursprünglich vorgesehenen Reihen-
folge notwendig machen, wenn da-
durch Unterrichtsthemen von hohem 
Motivationswert vorgezogen werden 
können. 

Handlungsintentionen sind Typen 
von gesellschaftlich-politischem Ver-
halten, die sich an sozialwissenschaft-
lichen Funktionszusammenhängen ori-

entieren. Daher sind Kenntnisse über 
diese Funktionszusammenhänge un-
entbehrlich: So erfordert z. B. die Or-
ganisation des politischen Willens 
(Situationsfeld: Öffentlichkeit/Hand-
lungsintention: Organisation und Mit-
bestimmung) ein entsprechendes Wis-
sen über Institutionen, Verfahrens-
weisen, gesetzliche Regelungen und 
praktische Techniken. Die Handlungs-
intention ,Organisation ' setzt im Situa-
tionsfeld ,Schule' oder ,Beruf' ein jeweils 
anderes spezifisches Orientierungs-
wissen voraus. 

Da bei der Planung von Unterricht 
Handlungsintentionen und Situations-
felder immer wiederkehren, ergibt sich 
eine Spiralstruktur des Themenkatalogs, 
die die Transfermöglichkeiten des Ge-
lernten sichert. Das Orientierungswis-
sen (Daten, Begriffe, theoretische 
Modelle usw.) bildet nicht den Aus-
gangspunkt des politischen Lernpro-
zesses, sondern wird in das Thema 
oder Projekt eingeordnet. Durch Er-
arbeitung verschiedener Themen im 
laufe eines Schuljahres entsteht ein 
Grundbestand von Wissen und Erkennt-
nissen, von Problemen und zusammen-
hängen. 

Durch die Zuordnung unterschied-
licher Handlungsintentionen zu den 
einzelnen Situationsfeldern erhält der 
Themenplan das Strukturmerkmal der 
Variabilität. Auf diese Weise können 
neue Themen gefunden werden. Es ist 
möglich und wünschenswert, innerhalb 
der Intentionen der Richtlinien indivi-
duelle Jahrespläne zu erarbeiten. 

4. 1.2 Themenkatalog 

Von den einzelnen Sparten des The-
menkatalogs sind noch folgende zu 
erläutern: 

Bei den einzelnen Themen werden 
jeweils nur die besonders zutreffenden 
Qualifikationen benannt. Im Gesamt-
plan der Sekundarstufe 1 sind in einem 
Zweijahresrhythmus alle Qualifikationen 
mehrfach berücksichtigt. 

Die Themen sind jeweils durch einen 
Untertitel erläutert. Das Thema soll eine 
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gewisse Reizwirkung haben, die das 
Problem in den Fragehorizont bringt; 
der Untertitel erfaßt in weiter ausgrei-
fender Formulierung das gesamte 
thematische Feld. 

Die Sparte Inhalte und Probleme 
führt einige Aspekte in Stichworten zur 
ersten Information auf. 

Der Themenplan bietet die Möglich-
keit der Auswahl: Pro Schuljahr können 

voraussichtlich 5-8 Unterrichtseinhei-
ten behandelt werden. Die Reihenfolge 
der Themen im nachfolgenden Katalog 
bedeutet keine Gewichtung nach di-
daktischen oder methodischen Ge-
sichtspunkten. So ist es z. B. denkbar, 
daß Themen nach entsprechender Ein-
engung oder Erweiterung in anderen 
als den hier vorgesehenen Klassen be-
arbeitet werden. 

4.2 Themenkatalog für die Sekundarstufe I 

4.2. 1 Themenkatalog für die Klassen 5 und 6 

Unter- Situationsfeld Thema 
richts- /Handlungs-
einheit intentionen 

1 

2 

3 

4 

5 
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Schule 
/Kommuni-
kation 
/1 nteraktion 
/Mitbe-
stimmung 

Familie 
/Interaktion 
Norsorge 

Freizeit 
/Interaktion 
/Kommuni-
kation 
/Mitbe-
stimmung 
Freizeit 
/M itbe-
stimmung 
/Interaktion 

Beruf 
/Produktion 
/Versorge 

„Lauter neue Lehrer" 
Kommunikations-
schwierigkeiten 
zwischen Schülern 
und Lehrern 

„ Vater ist wieder 
überarbeitet" 
Wirkung der Arbeits-
welt auf die Famil ie 

„Ulrich darf nicht 
mitspielen" 
Rollenverhalten 
in Spielgruppen 

„ Was tun wir am 
Wochenende?" 
Gegensätzliche 
Wünsche bei der 
Freizeitplanung 
und Probleme ihrer 
Verwirkl ichung 

„ Warum mußt Du 
eigentlich immer 
arbeiten?" 
Zweck und Funktion 
der Berufsaus-
übung 

Inhalte und Probleme 

Ansprüche und Erwar-
tungen der Schüler, 
der Lehrer, der Schule; 
Beurteilungskriterien 
für Leistungen in der 
Schule; Mitwirkungs-
möglichkeiten 

Arbeitsplatzbedingun-
gen an ausgewählten 
Beispielen; Schlüssel-
und Hortkinder; Verhal-
tensprobleme infolge 
beruflicher Überlastung 
(Müdigkeit, Aggres-
sionen, Desinteresse}, 
jedoch auch Erfüllungs-
möglichkeiten durch 
Berufstätigkeit 

Qualifi-
kationen 

5, 9 

7, 1 

Formelle und informelle 9, 6 
Gruppen, Vorurteile, 
Gruppenverhalten, Kon-
flikte in Gruppen, der 
Außenseiter 

Bedürfnisse und An- 7, 6 
sprüche von Eltern und 
Kindern; Autoritätspro-
bleme; Freizeitaktivi-
täten in verschiedenen 
Gruppen; Problem-
regelungen 

Bedürfnisbefriedigung 8, 7 
und Arbeit; 
Erwerbszwang und 
Lebensstandard; Ar-
beitsteilung als Exi-
stenzgrundlage der Ge-
sellschaft - Berufs-
tätigkeit der Frau 

• 



Fortsetzung Themenkatalog für die Klassen 5 und 6 

Unter- Situationsfeld Thema Inhalte und Probleme Qualifi-
richts- /Handlungs- kationen 
einheit intentionen 

6 Öffentlichkeit „Spielplatz oder Spielen als Grundbe- 5, 2 
/Mitbe- Parkplatz?" dürfnis; Kommunalver-
stimmung Politische Entschei- fassung; lnteressenge-
/Organisation dung auf kommu- gensätze und deren Aus-

naler Ebene tragung im kommunalen 
Bereich; Mitwirkungs-
möglichkeiten des Bür-
gers (Bürgerinitiativen) 

7 Öffentlichkeit „ Wohin mit dem Wirtschaftswachstum 4,5 
/Produktion Dreck?" und Umweltschutz; öko-
/Vorsorge U mweltversch mut- logisches Gleichgewicht; 

zung in Industrie- Auswirkungen auf den 
regionen einzelnen; Kosten des 

Umweltschutzes, z. B. 
Abwälzung auf den Ver-
ursacher oder die Ge-
sellschaft; Verhaltens-
änderungen, Handlungs-
chancen 

8 Öffentlichkeit „Das hat sogar in der Die Zeitung als lnfor- 3 
/Kommunika- Zeitung gestanden!" mationsmedium (Typen 
tion 1 nformationsgehalt und Zielgruppen von Zei-

und Meinungsbeein- tungen und Illustrierten); 
flussung politische Ausrichtung 

von Zeitungen; Lesege-
wohnheiten und Sprach-
barriere; wie wird eine 
„Nachricht" gemacht? 

9 Öffentlichkeit „Kommt es nur auf Parlament-Regierung; 1 
/Organisation den Kanzler an?" Verwaltung; Probleme 

Die Machtverteilung der Gewaltenteilung 
im parlamentarischen und Machtverteilung • System im Parteienstaat; 

Unabhängigkeit der 
Justiz; Parteien im 
parlamentarischen 
System 

10 Öffentlichkeit „Ich brauche mehr Geld als Tauschmittel, 8, 1 
/Produktion Taschengeld!" als Wertmaßstab, als 
/Konsum Von der Funktion Recheneinheit, als Wert-

des Geldes aufbewahrung; Zahlungs-
verkehr; einfacher Wirt-
schaftskreislauf; Geld-
wertstabilität; Geld und . 
Währung 

11 Internationale „ Wo bleibt das Geld Hilfsorganisation und 10 
Beziehungen für UNICEF?" ihre Funktion; Kinder 
/Vorsorge Probleme der Ent- in der Dritten Welt; 

wicklungshilfe am Entwicklungshilfe; 
Beispiel des Welt- caritative Spende oder 
kinderhilfswerks strukturelle Verbesse-

rung? 
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4.2.2 Themenkatalog für die Klassen 7 und 8 

Unter- Situationsfeld Thema Inhalte und Probleme Qualifi-
richts- /Handlungs- kationen 
einheit intentionen 

1 Schule „ Wenn wir den Unter- Entscheidungsspielräume 5,9 
/Interaktion richt machen dürf- für Lehrer und Schüler; 
/Mitbe- ten ... " Rolle des Lehrers. des 
stimmung Schule und Unter- Schülers; Lehrplan und 

richt zwischen Absichten der Schüler; 
Lenkung und Mit- Mitwirkungsmöglichkeiten 
entscheidung und -grenzen (z. B. bei 

der Notengebung) 

2 Familie „Bei uns gibt es so Faktoren der Sozialisa- 5, 6, 8 
/Kommunika- etwas nicht!" tion , z. B. soziale Nor-
tion Über schichten- men, wirtschaftliche Be-
/Vorsorge spezifische Soziali- dingungen, Bildungsan-

sation gebote; soziale Schich-
tung; Erziehungsstile und 
ihre Folgen ; Probleme der 
Sprachbarriere; Bildungs-
chancen und soziale 
Schichtung; Lösungs-
möglichkeiten für Soziali-
sationsprobleme, z. B. 
Schulreformen 

3 Freizeit „Feuerstuhl und Rockerproblem; Formen 6, 9 
/Interaktion Fahrradkette" und Ursachen von Ag-

Über aggressives gressionen; Orientierungs-
Verhalten von schwierigkeiten von 
Jugendlichen Jugendlichen ; Frustra-

tionserscheinungen; 
Probleme der Bildungs-
chancen von Jugendlichen; 
Generationsprobleme 

4 Beruf „Sicherheit für alle?" Grenzen individueller 5,8 
/Vorsorge Zukunftssicherung Vorsorge (Alter. Krankheit, • von Arbeitnehmern Unfall, Arbeitslosigkeit) ; 

Sozialversicherungssystem; 
Staatliche Fürsorge; 
Sozialstaatsprinzip, 
Kosten des Sozialstaats. 
Sozialgerichtsbarkeit, 
individuelle Vorsorge; 
Versicherungen, Eigentum 

5 Beruf „Gerechter Lohn?" Produktivität, Arbeitszeit; 5,8 
/Produktion Von der unterschied- Status, Verantwortung, 

liehen Bewertung der Ausbildung, Bezahlung 
Arbeitsleistung nach Alter u. Geschlecht; 

Leistungslohn - Sozial-
lohn; Arbeitsmarkt; 
Tarifautonomie 
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Fortsetzung Themenkatalog für die Klassen 7 und 8 

Unter- Situationsfeld Thema 
richts- /Handlungs-

Inhalte und Probleme Qualifi-
kationen 

einheit intentionen 

6 

7 

8 

9 

10 

Öffentlichkeit 
/Interaktion 

„ Vor dem mußt Du Minderheiten und Rand- 6, 9, 10 
Dich in acht nehmen!" gruppen (z. B. Obdach-
Abweichendes Ver- lose, Gastarbeiter); ab-
halten und Vorurtei le weichendes Verhalten 
gegenüber Minder- (z. B. Resozialisierung); 
heiten unterschiedliche Denk-

Öffentlichkeit „Information oder 
/Kommuni- Manipulation?" 
kation Aufgaben und Ar-

beitsweise der 
Massenmedien 

Öffentlichkeit „Man kann alles 
/Kommuni- verkaufen!" 
kation Funktion der 
/Konsum Werbung in der 
/Produktion Marktwirtschaft 

u. Lebensgewohnheiten; 
Selbst- und Fremdbilder, 
Feindbilder, Stereotyp und 
Gruppenkonformität 

Die politische Funktion 3 
der Massenmedien; Ver-
hältnis der Jugendlichen 
zu den Massenmedien; 
Meldung und Meinung; 
wer bestimmt, was ver-
öffentlicht wird? Infor-
mation als Ware? 

Funktionen der Werbung: 3, 7 
Information, Förderung 
des Wettbewerbs und 
der Markttransparenz; 
Bedürfnisweckung; Mani-
pulation durch Werbung, 
Analyse von Werbetech-
niken; Aufwendungen für 
Werbung, die Werbe-
industrie 

Öffentlichkeit „Der Konsument ist Angebot, Nachfrage, 1, 2, 8 
/Konsum König" 

Das Konsumenten-
verhalten und seine 
Wirkungen auf das 
Marktgeschehen 

Öffentlichkeit „Müssen Politiker 
/Mitbe- streiten?" 
stimmung Die Funktion der 

Parteien bei der 
politischen Willens-
bildung 

Markt, Preis, Markttrans-
parenz, Elastizität, 
Präferenzen; Konzentra-
tionsprozeß auf der An-
gebotsseite - Atomisie-
rung der Nachfrageseite; 
Verbraucherinformation 
und -organisation; Ver-
braucherschutz, Eigen-
initiativen von Konsu-
menten, Käuferstreiks 

Parteien in der parla- 4, 6 
mentarischen Demokratie; 
Öffentlichkeit und Parteien; 
politische Willensbildung, 
Entscheidungsmöglich-
keiten für den Wähler; 
Parteiprogramme; Füh-
rungsoligarchien in den 
Parteien und Verbänden; 
plebiszitäre Elemente, 
Parteienfinanzierung, 
Wählerinitiativen 
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Fortsetzung Themenkatalog für die Klassen 7 und 8 

Unter-
richts-
einheit 

11 

12 

Situationsfeld Thema 
/Handlungs-
intentionen 

Öffentlichkeit „Jetzt rufe ich die 
/Organ isation Polizei!" 

Staatliche Gewalt-
anwendung und ihre 
Grenzen im Rechts-
staat 

Internationale „Schützen uns Ver-
Beziehungen träge vor Krieg ?" 
/Vorsorge Die Bedeutung von 

internationalen Ver-
trägen für die Frie-
denssicherung (an 
einem aktuellen 
Beispiel) 

Inhalte und Probleme Qualifi-
kationen 

Der Rechtsstaat u. seine 1, 5, 6 
Merkmale; Grundgesetz-
garantien; individuelle An-
sprüche; Regelungen der 
Rechtsordnung; Bürger u. 
Verwaltung; Rechtsnormen 
u. Verfassungsprinzipien 

Außenpolitik als Inter- 10, 3 
essenpolitik; Abhängig-
keit zwischen Innen- und 
Außenpolitik; Interessen-
durchsetzung u. Kompro-
misse mittels Verträgen 

4.2.3 Themenkatalog für die Klassen 9 und 10 

Unter- Situationsfeld Thema Inhalte und Probleme Qualifi-
richts- /Handlungs- kationen 
einheit intentionen 

1 Schule Konkurrenz oder Formelle und informelle 1 
/Interaktion Kooperation zwi- Gruppen; Rollenerwar-
/Vorsorge zwischen Schülern? tungen, Positionen und 

Vom Verhalten in Status, Normen (der 
Gruppen und Orga- Gruppe usw.); Leistungs-
nisationen prinzip, Chancengleich-

heit 
2 Schule „Schüler vertreten Wahlverfahren; gebun- 2 

/Mitbe- Schüler" denes oder freies Man-
stimmung Über Mitbestimmung dat, Motive der Wahlent-

in einer sozialen scheidung; Aufgabe und 
Organisation Wirksamkeit der SMV; 

Gebiete der Mitbestim-
mung 

3 Schule „Gibt es eine richtige Rollenkonflikte, Inter- 5,6, 9 
/Organisation Ordnung für die essenkonflikte; Aufgabe 
/Mitbe- Schule?" der Schule, Erwartungen 
stimmung Konflikte im der Gesellschaft; Mög-

Schulleben lichkeiten der Konflikt-
regelung 

4 Familie „Nur ein Mädchen?" Sprachverhalten, Erzie- 3, 9 
/Interaktion Verhaltenserwar- hungspraktiken, Rollen-
/Konsum tungen gegenüber nachahmung, ge-

der Frau in der schlechtsspezifische 
heutigen Gesell- Sozialisation; Leitbilder 
schaft von Weiblichkeit, Ver-

mittlung von Leitbildern 
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Fortsetzung Themenkatalog für die Klassen 9 und 10 

Unter- Situationsfeld Thema Inhalte und Probleme Qualifi-
richts- /Handlungs- kationen 
einheit intentionen 

5 Familie „Kleinfamilie - Probleme der Verände- 5,6,8 
/Interaktion Großfamilie - Wohn- rung der Familie in der 
/Mitbe- gemeinschaft?" Industriegesellschaft; 
stimmung Über Möglichkeiten Bedeutung der Familie 

des Zusammen- und der Verwandten; 
lebens in unserer sog. „Kernfamilie"; an-
Gesellschaft dere Organisationsfor-

men; Wandel in der Kin-
dererziehung, Hausar-
beit, Berufstätigkeit; 
Rollenverteilung und 
Autoritätsstruktur 

6 Familie „Arbeitssparendes Probleme der Bedürf- 7,8 

e /Konsum Gerät oder Status- nisbefriedigung, z. B. 
symbol?" Wohnraumbeschaffung; 
Konsumentschei- Kinderreichtum, 
dungen im Haushalt Familienplanung, Raten-

zahlung, Ausbildungs-
und Anschaffungspro-
bleme, Prestigefragen 

7 Freizeit „Über meine Freizeit Auf dem Wege zur Frei- 7, 1, 9 
/Vorsorge bestimme ich allein!" zeitgesellschaft; Freizeit-
/Konsum Möglichkeiten und aktivitäten und ihre Leit-
/Mitbe- Grenzen des Frei- bilder; Umweltproblem; 
stimmung zeitverhaltens Freizeitindustrie 

8 Freizeit „Urlaub von der Jugendliche Subkulturen, 3, 7 
/Konsum Stange" Jugend und Werbung, 

Freizeitverhalten Massentourismus, wirt-
und Freizeitindustrien schaftliche Bedeutung 

der Freizeitindustrien, 
Freizeit als Lebensweise • der Zukunft 

9 Beruf „Berufswahl - lnformationsmöglich- 1,2,3 (7,8) 
/Kommuni- eine Wahl?" keiten; Neigung - Fähig-
kation Die Berufswahl keiten - Anforderungen; 

zwischen Zwängen spezifische Berufsaus-
und persönlichen bildung und berufliche 
Wünschen Mobilität, Modeberufe, 

Frauenberufe, Beruf und 
Status, Weiterbildung 
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Fortsetzung Themenkatalog für die Klassen 9 und 1 O 

Unter- Situationsfeld Thema Inhalte und Probleme Qualifi-
richts- /Handlungs- kationen 
einheit intentionen 

10 Beruf „Arbeitsfriede oder Organisierte Interessen- 5, 2, 6 
/Mitbe- Streik?" vertretung im Betrieb; 
stimmung 1 nteressenvertretung Lehrlingsinteressen und 
/Organisation und Konfliktregelung betriebliche Mitbestim-

in der Arbeitswelt mung; Gruppeninter-
essen und gesamtgesell-
schaftliche Notwendig-
keiten; Verbandsstatu-
ten; Arbeitsplatzkonflikte 
und ihre Austragung; 
Mißbrauch organisierter 
Macht; Möglichkeiten 
der Konfliktregelungen, 
Tarifauseinanderset-
zungen, Streiks 

11 Öffentlichkeit „Gespräch mit dem Hör-, Seh- und Lesege- 2 
/Kommuni- Zuschauer?" wohnheiten; Leserbriefe, 
kation Der einzelne und Zuschauerinitiativen; 
/Mitbe- die Medien Presserecht; Funktion 
stimmung des Kritikers; Einwir-

kungsmöglichkeiten auf 
Medien 

12 Öffentlichkeit „Ist die Wohnung Wohnung als existenti- 1, 5, 6,8 
/Konsum eine Ware?" elles Bedürfnis, Preis-
/Vorsorge Probleme der markt- bildung auf dem Woh-
/Produktion wirtschaftlichen nungsmarkt; Vertrags-

Ordnung am Beispiel freiheit; Verfügungs-
des Wohnungsmark- gewalt über Eigentum, 
tes Sozialbindung des 

Eigentums, Mieterschutz, 
staatliche Schutz- und 
Fördermaßnahmen 

13 Öffentlichkeit „ Welche Wahl hat Kandidatenaufstellung; 2,4 • /Mitbe- der Wähler?" Stellung der Parteien, 
stimmung Politische Wahlen der Beschlußgremien; 

in der Bundesrepu- Verfassungs- und Ge-
blik setzesbestimmungen; 

Handlungschancen des 
Bürgers, 5 %-Klausel 

14 Öffentlichkeit „Macht oder Ohn- Situation des Bürgers 2 
/Mitbe- macht des Bürgers nach der Wahl: Hand-
stimmung nach der Wahl?" lungsmöglichkeiten im 

Über die Chancen Rahmen des politischen 
politischer Beteili- Systems während der 
gung Legislaturperiode, bei 

der Einflußnahme auf 
Initiativen; politische 
Verhaltensmöglichkeiten 
gegenüber Mandatsträ-
gern und Behörden 
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Fortsetzung Themenkatalog für die Klassen 9 und 1 O 

Unter- Situationsfeld Thema Inhalte und Probleme Qualifi-
richts- /Handlungs- kationen 
einheit intentionen 

15 Öffentlichkeit „Stief kinder der Kinder, Alte, Gastarbei- 2, 5, 8, 1 
II nteraktion Gesellschaft" ter, Gammler, Behinder-
/Vorsorge Von den Randgrup- te; Randgruppen und 

pen der Leistungs- Kriminalität, Resoziali-
gesellschaft sierung von Strafge-

fangenen; Gettos; 
Heime, Asozialensied-
lungen; Vorurteile, 
Sündenbockpraktiken 

16 Öffentlichkeit „Zukunft ohne Auto?" Massenverkehrsmittel 5,8 
/Konsum Über Prioritäten- und Individualverkehr; 

bildung bei der Be- Probleme des Umwelt-
wältigung öffent- schutzes; Finanznot der 
licher Aufgaben Kommunen; Schlüssel-

stellung der Automobil-
industrie im Industrie-
system; Auto als Status-
symbol 

17 Öffentlichkeit „Entscheiden die Marktwirtschaft als 1, 2, 8 
/Produktion Unternehmer allein?" Wirtschaftsordnung; 

Grundfragen der die Produktionsfaktoren 
sozialen Marktwirt- und ihre Organisations-
schaft formen; „soziale Markt-

wirtschaft" oder „Spät-
kapitalismus"?; staat-
liehe Einflußnahme auf 
die Wirtschaft; Kartell-, 
Stabilitätsgesetz, Glo-
balsteuerung, „Magi-
sches Polygon" 

e 18 Internationale „Entwicklungshilfe - Aufdeckung und Abbau 3, 10 
Beziehungen Aufforderung zu von Vorurteilen; Präzi-
/Interaktion unerwünschter sierung des Entwick-
/Vorsorge Konkurrenz?" lungsbegriffes; sozio-

Vom Verhältnis kulturelle Faktoren in 
zwischen „reichen" den Entwicklungsländern; 
und „armen" Ländern denkbare und wünsch-

bare Konzepte unter-
schiedlicher Herkunft in 
den Industrieländern; 
Psychologie des Vor-
urteils 

19 Internationale „Friede - notfalls Wechselwirkung zwi- 6, 10 
Beziehungen mit Gewalt?" sehen Krieg und Frieden; 
/Organisation Bundeswehr und Einstellungen zum 
/Vorsorge Friedenssicherung Wehrdienst und Zivil-

dienst; Formen und 
Probleme der Friedens-
sicherung; Bedingungen 
eines positiven Frie-
dens (Realutopien) 
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Fortsetzung Themenkatalog für die Klassen 9 und 10 

Unter-
richts-
einheit 

20 

44 

Situationsfeld Thema 
/Handlungs-
intentionen 

Internationale 
Beziehungen 
/1 nteraktion 
/Mitbe-
stimmung 

„Nationaler Egoismus 
oder internationale 
Kooperation?" 
Von den Möglich-
keiten und Grenzen 
weltwirtschaftlicher 
Zusammenarbeit 

Inhalte und Probleme Qualifi-
kationen 

Aufgabe von Souveräni- 3, 10 
tätsrechten bei inter-
nationalen Zusammen-
schlüssen; ökonomische 
Strukturveränderungen 
aufgrund internationaler 
Abhängigkeiten; Pro-
bleme der Kommunika-
tion (Sprachenvielfalt) 
und Bildungspolitik; 
Fernziel: „Weltinnen-
politik"; Typologie des 
Nationalismus. 
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4.3 Beispiel eines Themenplans für die Klassen 9 und 10 

Der folgende Themenplan ist als Beispiel gedacht, wie in einem Zweijahreskurs 
alle Situationsfelder, Handlungsintentionen und Qualifikationen berücksichtigt 
werden können. 

Nr. Situationsfeld Thema Qualifi-
/Handlungsintentionen kationen 

3. Schule „Gibt es eine richtige 5, 6,9 
/Organisation Ordnung für die Schule?" 
/Mitbestimmung Konflikte im Schulleben 

6. Familie „Arbeitssparendes Gerät 7, 8 
/Konsum oder Statussymbol?" 

Konsumentscheidungen 
im Haushalt 

7. Freizeit „Über meine Freizeit be- 7, 1, 9 
/Vorsorge stimme ich allein!" 
/Konsum Möglichkeiten und Grenzen e des Freizeitverhaltens 

9. Beruf „Berufswahl - eine Wahl?" 1, 2, 3 (7, 8) 
/Kommunikation Die Berufswahl zwischen 
/Vorsorge Zwängen und persönlichen 

Wünschen 

10. Beruf „Arbeitsfriede oder Streik?" 5, 2, 6 
/Mitbestimmung Interessenvertretung und 
/Organisation Konfliktregelung in der 

Arbeitswelt 
13. Öffentlichkeit „ Welche Wahl hat der 2, 4 

/Mitbestimmung Wähler?" 
Politische Wahlen in der 
Bundesrepublik 

18. Internationale "Entwicklungshilfe - Auf- 3, 10 
Beziehungen forderung zu unerwünschter 
/1 nteraktion Konkurrenz?" 
/Vorsorge Vom Verhältnis zwischen e „reichen" und „armen" 

Ländern 

19. Internationale „Friede - notfalls mit 6, 10 
Beziehungen Gewalt?" 
/Organisation Bundeswehr und Friedens-

sicherung 
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4.4 Skizze eines Themenkatalogs 
für die Sekundarstufe II 

formen vorhandenen Richtl inien und 
Empfehlungen im gesellschaftswissen-
schaftl ichen Bereich dar, das je nach 
den Ergebnissen der konkreten Bedin-
gungsanalyse verwendet werden kann; 
über eine verbindliche Einführung ist 
damit keine Vorentscheidung getroffen. 

Die nachfolgende Skizze eines 
Themenkatalogs für die Sekundarstufe II 
soll im Zusammenhang mit dem The-
menplan für die Sekundarstufe 1 das 
gesamte Konzept des Politik-Unter-
richts auch in stofflicher Hinsicht er-
kennen lassen. Der Entwurf, der nach 
dem unter 4.1 beschriebenen Verfah-
ren erarbeitet wurde, stellt ein ergän-
zendes Angebot zu den in der Sekun-
darstufe II der verschiedenen Schul-

Die Formulierung der Themen soll 
im Unterschied zu der Formulierung 
des Themenkatalogs der Sekundarstufe 1 
erkennen lassen, daß die Arbeitsweise 
in der Sekundarstufe II einen höheren 
Grad an Wissenschaftsbezogenheit er-
fordert. 

Unterrichts- Situationsfeld Thema Qualifi-
einheit /Handlungsintentionen kationen 

1 Schule + Beruf Wer entscheidet über die 2, 5 
/Mitbestimmung Ausbildung? 
/Organisation Funktionsgerechtigkeit 

und Demokratisierung in 
Ausbildungssituationen 

2 Schule + Beruf „ Bildung ist Bürgerrecht" 2, 5 
/Vorsorge Über das Problem der 

Chancengleichheit in der 
Gesellschaft 

3 Familie Familie in der Krise? 8, 9 
/Vorsorge Funktionen und Existenz-
/Produktion bedingungen der Familie 
/Konsum in der entwickelten In-

dustriegesellschaft 
4 Familie Liebe und Glück 7 

/Interaktion Bedingungen stabiler 
/Kommunikation Geschlechterbeziehungen 

in der entwickelten lndu-
striegesellschaft 

5 Freizeit + Öffentlichkeit Sind unsere Kommunen 2,5, 8 
/Mitbestimmung bürgergerecht? 

Untersuchung der Infra-
struktur und Entwicklung 
von Initiativen zur Er-
höhung der Lebensqualität 

6 Beruf Höhere Ansprüche ohne 1, 3, 6 
/Produktion größere Leistungen? 

Bedingungen und Wider-
sprüche der "Leistungs-
gesellschaft" 

7 Beruf Arbeitsförderungsgesetz - 8 
/Vorsorge Notwendigkeit oder Luxus? 

Probleme beruflicher 
Mobilität 

8 Beruf Demokratisierung der 2 
/Mitbestimmung Wirtschaft 
/Organisation Betriebliche und überbe-

triebliche Mitbestimmung 
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Fortsetzung Themenkatalog Sekundarstufe II 
Unterrichts- Situationsfeld Thema Qualifi-
einheit /Handlungsintentionen kationen 

9 Öffentlichkeit Jugend zwischen Anpas- 1, 6 
/Kommunikation sung und Widerstand 

Jugendliche Subkulturen 
als Reaktion auf die eta-
blierte Gesellschaft 

10 Öffentlichkeit Die Bundesrepublik 2,9 
/Produktion Deutschland - ein Ent-
/1 nteraktion wicklungsland? 

Probleme der Beschäftigung 
ausländischer Arbeitnehmer 
in der Bundesrepublik 

11 Öffentlichkeit Vollbeschäftigung und 5 
/Produktion Geldwertstabilität? 
/Vorsorge Zielkonflikte der Wirt-

e schaftspolitik 
12 Öffentlichkeit Kriminalität und Reso- 3, 6 

/Kommunikation zialisierung 
Konflikte bei der Reform 
des Strafvollzugs und der 
vorbeugenden Ver-
brechensbekämpfung 

13 Öffentlichkeit „Konsumpflicht" - Preis 4 
/Konsum für eine hochentwickelte 

Wirtschaft? 
Produktion und Konsum in 
der 1 ndustriegesellschaft 

14 Öffentlichkeit + Inter- Wettbewerb und 1, 6, (3) 
nationale Beziehungen Konzentration 
/1 nteraktion Grundprobleme der Wirt-
/Organisation schaftsordnung der Bun-

desrepublik Deutschland 
15 Öffentlichkeit Ist die Vermögensver- 2,6 e /Vorsorge teilung ungerecht? 

/Organisation Das Problem der Vermö-
gensbildung in Arbeit-
nehmerhand 

16 Öffentlichkeit Die Grenzen des Wachs- 4, 7 
/Produktion tu ms 

Auseinandersetzung mit 
einer umstrittenen Unter-
suchung des Club of Rome 

17 Öffentlichkeit + Inter- Ist der militärisch-indu- 1, 6, 4, 10 
nationale Beziehunger. strielle Bereich demokra-
/Organisation tisch kontrollierbar? 

Probleme der Verflechtung 
von Militär, Wirtschaft 
und Politik 

18 Öffentlichkeit + Inter- Entwickeln sich die ver- 1, 3 
nationale Beziehungen schiedenen Wirtschafts-
/Organisation ordnungen aufeinander zu? 
/Vorsorge Vergleich zwischen Markt-

wirtschaft und Zentral-
verwaltu ngswi rtschaft 
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Unterrichts- Situationsfeld Thema Qualifi-
einheit /Handlungsintentionen kationen 

19 Öffentlichkeit Die DDR - eine Alternative? 1, 3, 6 
/Mitbestimmung Vergleich der Bundes-
/Organisation republik und der DDR 

20 Öffentlichkeit „Die Würde des Menschen 1, 2 
/Vorsorge ist unantastbar" 
/Interaktion (Art. 1 GG) 

Die Fundamentalkategorie 
des Grundgesetzes und das 
Selbstverständnis der Bun-
desrepublik Deutschland 

21 Öffentlichkeit Ist die Freiheit des 1, 2, 6, 8 
/Organisation einzelnen gefährdet? 
/Vorsorge Kontroversen um das 

Sozialstaatsprinzip 

22 Öffentlichkeit „Die Parteien wirken bei 2, 3 
/Mitbestimmung der politischen Willens-
/Organisation bildung des Volkes mit" 

(Art. 21, 1 GG) 
Partizipation in der parla-
mentarischen Demokratie 

23 Öffentlichkeit Gesellschaftstheorien in 1, 3, 6 
/Kommunikation der Diskussion 

Das Problem der Theorie-
bildung in den Sozial-
wissenschaften 

24 lnternat;onale „ Wettkampf der Systeme?" 3, 10 
Beziehungen Die ideologischen Elemente 
/1 nteraktion des Ost-West-Gegensatzes 
/Kommunikation und Vergleich der Systeme 

25 Internationale Entspannungspolitik im 4, 10 
Beziehungen atomaren Patt 
/Organisation Die Bundesrepublik im 
/Vorsorge System der internationalen 

Beziehungen 

26 Internationale Entwicklungshilfe - ver- 1, 6, 10 
Beziehungen deckter Kolonialismus? 
/Vorsorge Beziehungen zwischen ent-
/Interaktion wickelten Industriestaaten 

und Ländern der Dritten 
Welt 

27 Internationale Ist der Nationalismus zu 3, 4, 10 
Beziehungen überwinden? 
/Kommunikation Die Ambivalenz von 

Integrationsideologien 

28 Internationale „Nation Europa?" 2, 10 
Beziehungen Probleme der Europäischen 
/Kommunikation Einigung 
/Organisation 
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